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Hartmut Sangmeister

Wirtschaftswachstum und Grundbedürfnisbefriedigung
in Lateinamerika

L Wirtschaftswachstum und Armut in Lateinamerika

Die Staaten Lateinamerikas haben in den bei-
den zurückliegenden Entwicklungsdekaden
ein eindrucksvolles wirtschaftliches Wachs-
tum erzielt. Das aggregierte Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) dieser Region stieg zwischen 1960
und 1970 mit einer durchschnittlichen jährli-
chen Wachstumsrate von ,3% und zwischen
1970 und 1980 mit
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einer Rate von 6,0%. Insbe-
sondere in der Dekade 1970—1980 übertraf
das lateinamerikanische Wirtschaftswachs-
tum deutlich die Zuwachsraten des BIP der
westlichen Industrieländer (3,2%) und der
Entwicklungsländer insgesamt (5, %) 1).1

Wegen des relativ hohen Bevölkerungs-
wachstums in Lateinamerika hat der in den
vergangenen zwanzig Jahren erzielte Zu-
wachs des gesamtwirtschaftlichen Produkti-
onsergebnisses allerdings nicht zu einem ent-
sprechenden Anstieg des Pro-Kopf-Einkom-
mens geführt; bei einem durchschnittlichen
jährlichen Bevölkerungswachstum in Lateina-
merika von ,6% zwischen 19602 und 1980 er-
gab sich ein jährlicher Anstieg des Bruttosozi-
alprodukts (BSP) pro Kopf von nur 3,4% (vgl.
Tabelle 1). Immerhin hatten 1981 die hier un-
tersuchten lateinamerikanischen Länder, mit
Ausnahme Haitis, ein BSP pro Kopf erreicht,
das zum Teil erheblich über dem Schwellen-
wert von 410 US-Dollar lag, den die Weltbank
als untere Grenze zur Klassifikation der Ent-
wicklungsländer mit „mittlerem" Einkommen
verwendet2). Acht lateinamerikanische Staa-
ten (Panama, Brasilien, Mexiko, Argentinien,
Chile, Uruguay, Venezuela, Trinidad & Toba-
go) werden von der Weltbank sogar der „obe-
ren" Einkommenskategorie innerhalb der
Gruppe der Entwicklungsländer mit mittle-
rem Einkommen zugerechnet. Lediglich Haiti,
mit einem BSP von 300 US-Dollar pro Kopf im
Jahre 1981, gehört zur Gruppe der Länder mit
niedrigem Einkommen und wird von der
UNO auf der Liste der am wenigsten entwik-

kelten Länder („Least Developed Countries"
— LDCs) geführt.
Die zuvor genannten statistischen Mittel-
werte und Pro-Kopf-Zahlen zur Kennzeich-
nung des wirtschaftlichen Wachstums kön-
nen den Eindruck vermitteln, daß Lateiname-
rika im Entwicklungsprozeß der letzten zwan-
zig Jahre recht erfolgreich abgeschnitten
habe. Aber dieser Eindruck trügt, denn der
„Erfolg", wie er sich in Wachstumsraten und
Durchschnittseinkommen niederschlägt, ist
an einem erheblichen Teil der Bevölkerung
vorbeigegangen. So schätzte z. B. die Welt-
bank 1980, daß in Lateinamerika — trotz des
weit fortgeschrittenen Industrialisierungspro-
zesses — noch immer eine von sieben Perso-
nen in absoluter Armut lebe3). Eine andere
Weltbank-Studie kam 1979 zu dem Ergebnis,
daß die Zahl der absolut Armen in Lateiname-
rika auf absehbare Zeit bei mindestens 100
Millionen liegen werde4). Eine neuere Unter-
suchung der UN-Wirtschaftskommission für
Lateinamerika („Economic Commission for La-
tin America" — ECLA), die sich auf zehn Staa-
ten der Region bezieht, schätzt, daß 1981 in
diesen Ländern ca. 104 Millionen Menschen
(35% der Bevölkerung) unterhalb der Armuts-
grenze lebten, davon allein in Brasilien ca. 52
Millionen und in Mexiko ca. 21 Millionen5).
Diese Zahlen deuten darauf hin, daß Massen-
armut ein charakteristisches Merkmal der
meisten lateinamerikanischen Länder (geblie-
ben oder geworden) ist, trotz der „erfolgrei-
chen" gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
strategie in der Vergangenheit. Das Beispiel
Lateinamerika zeigt auch, daß Zweifel erlaubt
sind an der These, wonach das Ergebnis for-



eierten wirtschaftlichen Wachstums allmäh-
lich zu den Beziehern niedrigerer Einkom-
men durchsickern würde und ein wachsendes
Sozialprodukt sich konfliktfreier verteilen lie-
ße.
Die nationalen Entwicklungsstrategien, die in
den fünfziger und sechziger Jahren in vielen
lateinamerikanischen Ländern (unter dem
deutlichen intellektuellen Einfluß der ECLA)
konzipiert worden waren6), beruhten im
wesentlichen auf dem dualen Entwicklungs-

modell von Lewis7) sowie auf der Theorie
der ungleichgewichtigen Entwicklung von
Hirschman8). Die im Lewis-Modell vorge-
schlagene beschleunigte Kapitalakkumula-
tion im „modernen" industriellen Sektor
konnte in der Mehrzahl der lateinamerikani-



sehen Volkswirtschaften tatsächlich erreicht
werden, zumal sich der Zufluß ausländischen
Kapitals nach Lateinamerika zur Finanzie-
rung der Investitionen stetig ausweitete und
damit der Zwang zur internen Ersparnisbil-
dung reduziert blieb. Die zweite Stufe des
dualen Entwicklungsmodells, die Absorption
des Arbeitskräfteüberschusses im „traditio-
nellen" Agrarsektor durch die Wachstumsdy-
namik des „modernen" Sektors sowie die
nachfolgende Erhöhung des realen Lohnnive-
aus in allen Wirtschaftsbereichen, realisierte
sich jedoch nicht in dem gleichen Maße wie
die erste Stufe, da die im „modernen" Sektor
neugeschaffenen Produktionsprozesse in der
Regel kapitalintensiv angelegt wurden, und
nicht arbeitsintensiv, wie dies in dem Modell
von Lewis auf Grund des angenommenen
Faktorpreisverhältnisses zwischen Arbeits-
kraft und Kapital unterstellt worden war.
Hinzu kam, daß Lewis das hohe Bevölke-
rungswachstum, das in Lateinamerika anhielt
und den Druck auf den Arbeitsmarkt zusätz-
lich erhöhen mußte, in seinen Modellüber-
legungen nicht hinreichend berücksichtigt
hatte.

Angesichts der fortbestehenden, und seit Be-
ginn der achtziger Jahre eher noch zuneh-

menden Massenarmut in vielen lateinameri-
kanischen Ländern, kann rückblickend der
Versuch dieser Staaten zumindest als frag-
würdig bezeichnet werden, das Konzept der
dualen Modernisierung ihrer Volkswirtschaf-
ten mittels forcierter Industrialisierungsstra-
tegien realisieren zu wollen. Allerdings
wurde die Problematik einer „Entwicklung
zur Unterentwicklung", als die die spezifisch
lateinamerikanische Strategie einer zunächst
importsubstituierenden und dann export-
orientierten Industrialisierung bezeichnet
worden ist9), bis Ende der siebziger Jahre
durch eindrucksvolle Wachstumsraten des
BIP vordergründig verdeckt. Die unbestreit-
bare Dynamik, die der „moderne" industrielle
Sektor lateinamerikanischer Staaten in den
beiden zurückliegenden Dekaden entwickel-
te, reichte jedoch nicht aus, die „Rückständig-
keit" der übrigen Sektoren zu überwinden
und die Volkswirtschaften als Ganzes zu ei-
ner universalen Modernität zu führen. Im Ge-
genteil: Die Einführung neuer Formen des
technischen Fortschritts und der wirtschaftli-
chen Organisation bewirkten eine zuneh-
mende strukturelle Heterogenität, und an-
statt die sozialen Probleme Lateinamerikas
durch „Modernisierung" zu lösen, wurden
diese verstärkt.

II. Grundbedürfnisbefriedigung als alternatives Entwicklungsziel

Spätestens mit der weltwirtschaftlichen Re-
zession seit Beginn der achtziger Jahre ist
auch in Lateinamerika die Illusion verflogen,
daß sich der industrielle Wachstumsprozeß
als Motor der gesamtwirtschaftlichen Moder-
nisierung wie bisher würde fortführen lassen.
Zwar wurden Zweifel an der Lebensfähigkeit
des lateinamerikanischen „Imitationskapita-
lismus" (Raül Prebisch) auch schon früher for-
muliert 10), aber die tiefgreifende Krise, in die
1982/83 gerade die wirtschaftlich relativ „er-
folgreichsten" Länder Lateinamerikas wie
Brasilien, Mexiko und Venezuela geraten wa-
ren, hat die Notwendigkeit eines Wandels der
grundlegenden entwicklungspolitischen Ziel-
setzung für die Staaten der lateinamerikani-

sehen Region unübersehbar gemacht. Der
euphorische Konsens über die vermeintliche
Notwendigkeit, die Industrialisierung als ein
Instrument zur Beschleunigung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung zu för-
dern, ist der ernüchterten Einsicht gewichen,
die Optionen prüfen zu müssen, die ange-
sichts der „frustrierten Entwicklungsalternati-
ve" Industrialisierung11) (noch?) zur Verfü-
gung stehen.
Bereits in den siebziger Jahren führte die kri-
tische Analyse von Wohlfahrtseffekten wirt-
schaftlicher Wachstumsprozesse in Entwick-
lungsländern zur Formulierung entwicklungs-
politischer Alternativstrategien, welche die
Einkommensverteilungs- und Beschäftigungs-
effekte des Wirtschaftswachstums in den
Vordergrund stellten ). In programmatischer12



Form finden sich die Grundgedanken alterna-
tiver Entwicklung in der „Erklärung von Co-
coyoc", die 1974 in Mexiko von einem Wis-
senschaftler-Gremium verabschiedet wurde;
in dieser Erklärung heißt es u. a.: „Als erstes
müssen wir überhaupt Ziel und Zweck von
Entwicklung neu definieren. Es kann sich nur
darum handeln, den Menschen, nicht die
Dinge zu entwickeln. Menschen haben be-
stimmte Grundbedürfnisse: Nahrung, Unter-
kunft, Kleidung, Gesundheit und Bildung. Je-
der Wachstumsvorgang, der nicht zur Befrie-
digung dieser Bedürfnisse führt — oder sogar
störend eingreift —, ist eine Verkehrung des
Entwicklungsgedankens." )13

Ein wesentliches Element in der Neuformu-
lierung alternativer Entwicklungsstrategien
war die Betonung des zielgruppenspezifi-
schen Bezugs entwicklungspolitischer Ziel-
setzung, d. h. die Orientierung der Entwick-
lungsstrategien auf solche Personen(-grup-
pen) innerhalb einer Gesellschaft, die bei den
je gegebenen Rahmenbedingungen von den
positiven Effekten wirtschaftlichen Wachs-
tums nicht „automatisch" — im Sinne eines
„trickling down" — begünstigt werden.

In konsequenter Fortführung der Ziel-
gruppenorientierung entwicklungspolitischer
Strategieentwürfe wurde Mitte der siebziger
Jahre von dem „International Labour Office"
(ILO) ein Konzept aufgestellt, in dem das Ziel
der Beseitigung absoluter Armut in den Ent-
wicklungsländern in operationaler Weise
konkretisiert wird: nämlich als die Befriedi-
gung von Grundbedürfnissen der größtmögli-
chen Zahl von Menschen in der kürzestmögli-
chen Zeit.

Als wichtigste Komponente grundbedürfnis-
orientierter Entwicklungsstrategien gelten
nach der ILO-Definition * ):

1. Die Gewährleistung einer Mindestausstat-
tung mit Gütern des privaten Verbrauchs, vor
allem angemessene Ernährung, Kleidung und
Wohnung sowie bestimmte Haushaltsgeräte
und Möbel;
2. die Bereitstellung grundlegender öffentli-
cher Dienstleistungen wie Wasserversor-
gung und -entsorgung, Transportmöglichkei-
ten, Gesundheits- und (Aus-)Bildungseinrich-
tungen.
Eine grundbedürfnisorientierte Entwick-
lungsstrategie soll darüber hinaus die als im-
materielles Grundbedürfnis verstandene poli-
tische Partizipation der Zielgruppen beinhal-
ten. Zielgruppen grundbedürfnisorientierter
Entwicklungsstrategien sind diejenigen Per-
sonen(-gruppen) einer Bevölkerung, deren in-
dividueller und/oder gruppenspezifischer
Konsum privater und/oder öffentlicher
Grundbedarfsgüter einen absoluten oder rela-
tiven Standard nicht erreicht.
Grundbedürfnisorientierte Entwicklungsstra-
tegien müssen also mehr beinhalten als „Ar-
menpflege" oder „Umverteilung der Armut"
und sollten auch über die Gewährleistung ei-
nes objektivierbaren Existenzminimums hin-
auszielen. Grundbedürfnisbefriedigung, wei-
terreichend verstanden als das Vorhanden-
sein körperlichen, sozialen und mentalen
Wohlbefindens in einer lebenswerten Um-
welt, und dies wiederum verstanden als not-
wendige Voraussetzung für Selbstverantwort-
lichkeit und Partizipation, geht von einer
ethisch-humanitären Zielsetzung aus. Aber
diese Zielsetzung hat zugleich auch einen
funktional-instrumentellen Charakter, inso-
fern Gesundheit, Bildung und Ernährung so-
wie die Erfüllung anderer Grundbedürfnisse
als ökonomische Bedingungsfaktoren der
menschlichen Produktivität verstanden wer-
den.

III. Indikatoren der Grundbedürfnisbefriedigung
Fundierte Aussagen über das Ausmaß und/
oder über Defizite der Grundbedürfnisbefrie-
digung setzen statistische Informationen über

den Status quo der Zielgruppe(n) voraus. Die
Beschaffung dieser Informationen erfordert
u. a. die Bestimmung valider und adäquater
statistischer Indikatoren, mit denen das aktu-
elle und zukünftige Befriedigungsniveau der



verschiedenen Grundbedürfnisse operational
gemessen werden kann ). Darüber, inwieweit
verschiedene mögliche Indikatoren den Be
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-
deutungsinhalt der einzelnen Grundbedürf-
nisse angemessen widerspiegeln, hat in den
vergangenen Jahren eine umfassende Diskus-
sion stattgefunden. Eine Auswertung dieser
Diskussion zeigt, daß für einzelne Bereiche
ein weitgehender Konsens hinsichtlich der
Validität und Adäquation bestimmter Indika-

toren gegeben ist — zumindest als jeweils be-
ste verfügbare Näherungsgröße ).16

Abbildung 1 zeigt ein Modell, in dem 13 di-
rekt beobachtbare bzw. meßbare Variablen als
Indikatoren für die nicht direkt beobachtba-
ren Konstrukte „sanitäre Versorgung", „Ernäh-



rung", „Bildung" und „Gesundheit" dienen. Für
fast alle lateinamerikanischen Staaten stehen
statistische Daten zur Verfügung, um dieses
Modell empirisch auszufüllen. Nicht direkt
berücksichtigt ist in dem Modell das Grund-
bedürfnis „Wohnen", da hierfür allgemein ak-
zeptierte Indikatoren bislang nicht gefunden
wurden. Gerade in diesem Bereich ist eine
„Grundausstattung" nur in dem je gegebenen
kulturellen, klimatischen und wirtschaftli-
chen Kontext sinnvoll zu definieren. Jedoch
lassen sich die Wohnverhältnisse städtischer
Bevölkerungsgruppen bis zu einem gewissen
Grade durch den Indikator „Trinkwasserver-
sorgung" beschreiben. Gänzlich ungeklärt ist
bislang auch die Frage, durch welche Indika-

toren das Grundbedürfnis „Partizipation" be-
schrieben werden könne, da Begriffe wie
„freie Wahlen", „politische Parteien" oder „ge-
werkschaftliche Organisation" in verschie-
denen politischen Systemen höchst unter-
schiedliche Bedeutung haben können ).17

Die empirische Ausfüllung des in Abbil-
dung 1 dargestellten Indikatorensystems mit
nationalen Durchschnittswerten für eine Ma-
kro-Evaluierung der Grundbedürfnisbefriedi-



gung in Lateinamerika ist nicht unproblema-
tisch. Im Hinblick auf den spezifischen Gehalt
des Grundbedürfniskonzeptes — die Orien-
tierung auf die Befriedigung elementarer Be-
dürfnisse von Individuen — kann das Operie-
ren mit auf nationalen Durchschnitten beru-
henden Indikatorenwerten unangemessen
sein. Dies gilt insbesondere dann, wenn die
von einem Indikator vermittelte Aussage
nicht „zweiwertig" strukturiert ist. „Zweiwerti-

ge“ Informationsstrukturen sind z. B. bei den
Indikatoren „Einschulungsquote" und „Ver-
städterungsgrad" gegeben; die Angabe des je-
weiligen Indikatorenwertes vermittelt gleich-
zeitig auch die korrespondierende Informa-
tion über den Anteil der Bevölkerung, der
nicht eingeschult ist bzw. nicht in Städten
wohnt. Unabhängig von der Informations-
struktur des jeweiligen Indikators haben na-
tionale Durchschnittswerte den Nachteil, daß



sich daraus — ohne zusätzliche Verteilungs-
maße — keine Rückschlüsse ziehen lassen
auf die Beteiligung bestimmter Bevölkerungs-
gruppen (z. B. ländliche Bevölkerung, Frauen,
Kinder) an der Versorgung mit Grundbedarfs-
gütern in denjenigen Bereichen, in denen
eine systematische Benachteiligung dieser
Gruppen möglich ist, wie z. B. im Ernährungs-

und Bildungsbereich. Auch werden bei der
Verwendung nationaler Durchschnittswerte
regionale Disparitäten der Grundbedürfnis-
befriedigung innerhalb eines Landes nicht er-
kennbar.
Unter Berücksichtigung der zuvor genannten
Einwände ist es aber durchaus möglich, aus
dem vorhandenen Datenmaterial einige inter-



essante Erkenntnisse über Ausmaß bzw. Defi-
zite der Grundbedürfnisbefriedigung in den
untersuchten lateinamerikanischen Ländern
zu gewinnen. Für 22 Staaten der Region sind
in den Tabellen 2 bis 6 aktuelle Indikatoren-
werte für die vier materiellen Grundbedürf-
nisbereiche des Modells in Abbildung 1 kom-
piliert, wobei die Jahre um 1980 die Referenz-
periode bilden; soweit verfügbar, sind auch

die entsprechenden Werte für 1960 aufge-
führt, um einen zeitlichen Vergleich mit der
Situation vor zwanzig Jahren zu ermögli-
chen.

Die hier verwendeten Daten entstammen
überwiegend den „Weltentwicklungsberich-
ten" 1978 bis 1983 der Weltbank, die eine sehr
sorgfältige Auswahl des Materials für ihre



Datenbank betreibt. Dennoch sollten die Sta-
tistiken mit einer gewissen Zurückhaltung in-
terpretiert werden, da die Qualität der Daten-
erhebung und -Sammlung in vielen lateiname-
rikanischen Ländern (wie auch in den meisten
anderen Entwicklungsländern) sehr unter-
schiedlich ist, wodurch insbesondere die
Möglichkeiten von Länderquervergleichen
beeinträchtigt werden. Statistiken aus und

über Entwicklungsländer(n) sind (meist) mit
Fehlern unbekannten Ausmaßes behaftet;
dem sollte bei der Verarbeitung dieser Stati-
stiken Rechnung getragen und nicht eine Ge-
nauigkeit der Ergebnisse vorgetäuscht wer-
den, die, von der Qualität der zugrunde lie-
genden Daten her gesehen, kaum zu rechtfer-
tigen ist.



IV. Vereinheitlichung und Differenzierung
der Grundbedürfnisbefriedigung

Die begriffliche Zusammenfassung von
Staaten zur Entwicklungsregion „Lateinameri
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-
ka" vermag Vorstellungen von Einheitlichkeit
Vorschub zu leisten, obwohl Unterschiede
zwischen den Ländern, nicht nur hinsichtlich
ihrer natürlichen Ressourcenausstattung, son-
dern auch hinsichtlich ihres kulturellen Er-
bes, ihrer kolonialen Geschichte sowie ihrer
postkolonialen Ideologien und politischen
Ausrichtungen, eine differenzierende Ana-
lyse verlangen. Gewiß kann Lateinamerika
auch eine (funktionale) Homogenität zuge-
wiesen werden, analysiert man die Region in
den Kategorien eines Modells, das globale
Entwicklung unter Zentrum-Peripherie- bzw.
Dominanz-Dependenz-Aspekten betrachtet.
Stellt man hingegen die Untersuchung der
Grundbedürfnisbefriedigung im jeweiligen
nationalen (gesellschaftlichen) Kontext in den
Vordergrund, dann ergibt sich ein vielschich-
tigeres Bild der Region, trotz einiger gemein-
samer charakteristischer Merkmale.
Als einfaches Instrument zur Bestimmung der
Streuungsbreite in den grundbedürfnisrele-
vanten Indikatorenwerten kann der Varia-
tionskoeffizient ) (VK) verwendet werden.
Die höchste
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relative Streuung der Länderwer-
te, gemessen durch den VK, zeigen die Indi-
katoren Kindersterbeziffer (Indikator y4), Ein-
wohner je Arzt (z,) und Einwohner je Beschäf-
tigten in der Krankenpflege (z,) ). Am gering19 -
sten „streuen" die Länderwerte für die drei
ernährungsrelevanten Indikatoren Lebenser-
wartung (y2), Index der Nahrungsmittelpro-
duktion (x,) und Kalorienangebot (x4)20 ), so
daß in diesem Grundbedürfnisbereich von
eher einheitlichen Verhältnissen in den un-
tersuchten Ländern gesprochen werden kann.
Auch bei den bildungsrelevanten Indikatoren
(x5, x,, y3) deuten die vergleichsweise niedri-
gen Variationskoeffizienten21 ) auf weniger
stark ausgeprägte Unterschiede zwischen den
lateinamerikanischen Staaten hin. Bei einem
intertemporalen Vergleich der Datendisper-
sion zeigt sich, daß gegenüber den 1960er Da-
tenreihen der Variationskoeffizient im Zeit-
ablauf bei den Indikatoren Kindersterbeziffer
und BSP pro Kopf (z,) deutlich steigt, d. h., daß

1") Für y4, z, und z, VK > 70%.
20) Für y„ x,und x, VK < 15%.
-1) Für x,, x, und y, 15% < VK < 35%,

eine stärkere Differenzierung der Mortalitäts-
verhältnisse und der Einkommenssituation
zwischen den Staaten Lateinamerikas stattge-
funden hat. Die gegenläufige Tendenz, hin zu
einer stärkeren Vereinheitlichung im Zeitab-
lauf, zeigt sich — durch sinkende Variations-
koeffizienten — insbesondere bei der Alpha-
betisierungsquote (y3), bei der Zahl der Ein-
wohner je Beschäftigtem in der Krankenpfle-
ge sowie bei der weiblichen Einschulungs-
quote (x6).
Um die länderspezifische Situation in den
verschiedenen Grundbedürfnisbereichen de-
tailliert beurteilen zu können, bedarf es eines
Vergleichsmaßstabes für die Länderwerte. In
Frage kommen hierfür z. B. absolute oder re-
lative Standards, wie etwa im Ernährungsbe-
reich eine physiologisch bedingte Mindestbe-
darfsnorm für Kalorien und Proteine. Lassen
sich für das Grundbedürfnis nach Nahrung
gegebenenfalls Minimalstandards an Hand
objektivierbarer Kriterien bestimmen 22), so ist
eine solche Vorgehensweise für Grundbe-
dürfnisse wie Gesundheit und Bildung kaum
möglich. Die Definition und Quantifizierung
eines Maßstabes zur Bewertung der Grundbe-
dürfnisbefriedigung in einem Lande läßt sich
dann nur im Wege der gesellschaftlichen
Konsensbildung vornehmen. Für verschie-
dene Grundbedürfnis-Indikatoren, wie z. B.
Säuglingssterblichkeit, Lebenserwartung, Al-
phabetisierungsquote, wurden von internatio-
nalen Gremien konkrete Zahlenwerte festge-
legt, die von allen Ländern innerhalb eines
vorgegebenen Zeitraums erreicht werden
sollten23 ). Insbesondere UN-Gremien neigen
allerdings dazu, Zielvorstellungen zu formu-
lieren, die eher politischem Wunschdenken
der Abstimmungsmehrheit entsprechen als
einer realistischen Einschätzung des inner-
halb eines überschaubaren Zeitraums prak-
tisch Erreichbaren. Für die Beurteilung der
Grundbedürfnisbefriedigung in den latein-
amerikanischen Ländern wird daher kein sol-

-2) Aber selbst eine solche „objektivierbare" Min-
destbedarfsnorm wird inter- und intrapersonellen
Varianten des Grundbedürfnisses nach Nahrung
nur unzureichend gerecht; vgl. hierzu T. N. Sriniva-
san, Malnutrition: Some measurement and policy
issues, in: Journal of Development Economics, 8
(1981), S. 3—19.
3) Vgl. z. B. World Health Organzation (WHO),
Global strategy for health for all by the year 2000,
Health for All Series 3, Geneva 1981, S. 74 f..



eher idealisierender Vergleichsmaßstab her-
angezogen, sondern als Bezugsschema wird
das in den verschiedenen Grundbedürfnisbe-
reichen in den westlichen (OECD-)Industrie-
ländern24 ) jeweils realisierte Befriedigungsni-
veau verwendet. Der Vergleich der latein-
amerikanischen Verhältnisse mit denjenigen
der OECD-Staaten bietet sich besonders an
vor dem Hintergrund einer mit bemerkens-
werter Kontinuität praktizierten Anlehnung
vieler lateinamerikanischer Staaten an die
wirtschaftspolitischen Erfahrungen und (vor
allem) Empfehlungen westlicher Industrie-
staaten; der Bezug auf diese Länder mag sich
auch anbieten vor dem Hintergrund des Zu-
gehörigkeitsgefühls der sozialen Eliten La-
teinamerikas zu der westlich-abendländi-
schen Kultur25 ). Selbst wer Lebensstil und ge-
sellschaftlicher Organisation, wie sie für die
westlichen Industrieländer prägend gewor-
den sind, kritisch gegenüber steht (was zu-
mindest in intellektuellen Kreisen Latein-
amerikas zunehmend zu konstatieren ist),
wird den nordamerikanisch-westeuropäi-
schen Standards der materiellen Grundbe-
dürfnisbefriedigung dennoch ohne Zögern
ubiquitäre Verbreitung wünschen wollen.

2)6 Diese bewerteten relativen Abweichungen d, ei-
nes Länderwertes x vom Mittelwert x, der Indu-
strieländer werden berechnet als d =' 1 — (x/xj
für die Indikatoren y,, y4, z,, z,, bei denen ein Unter-
schreiten von X, entwicklungspolitisch positiv be-
wertet wird. Für alle übrigen Indikatoren wird hin-
gegen x > X positiv bzw. x < x. negativ bewertet,
so daß sich die relativen Abweichungen d als di =
(x/xj— 1 ergeben.

In Tabelle 7 sind die positiven bzw. negativen
prozentualen Abweichungen der länderspezi-
fischen Indikatorenwerte von dem jeweils
korrespondierenden Mittelwert der westli-
chen Industrieländer zusammengestellt26 ).
Eine summarische Auswertung von Tabelle 7
zeigt, daß bei fast allen grundbedürfnisrele-
vanten Indikatoren die lateinamerikanischen
Länderwerte ungünstiger sind als der Durch-
schnittswert der Industrieländer. Besonders
ausgeprägt ist der Abstand bei der Kinder-
und Säuglingssterblichkeit. Lediglich in Ja-
maika ist es gelungen, die Kindersterblichkeit
auf das in den Industrieländern erreichte Ni-
veau abzusenken, in Costa Rica, Kuba, Pa-
nama sowie Trinidad & Tobago ist man die-
sem Standard immerhin schon recht nahe ge-

kommen. Am schlechtesten schneiden Boli-
vien und Haiti ab, in denen die Kindersterb- i
lichkeit noch immer um mehr als 500% bzw. !
400% über der entsprechenden Mortalitätszif-
fer der Industrieländer liegt. Bolivien und
Haiti registrieren auch bei der Säuglings-
sterblichkeit von allen lateinamerikanischen
Ländern die ungünstigsten Werte. Sie über-
steigen die Säuglingssterblichkeitsziffer der
Industrieländer um 107% bzw. 92%. Die nied-
rigsten Säuglingssterblichkeitsziffern in La-
teinamerika erzielen Jamaika, Kuba, Panama
und Costa Rica.
Hohe postnatale Mortalitätsraten schlagen
sich in einer entsprechend niedrigeren Le-
benserwartung der Bevölkerung nieder, was
im Falle Boliviens und Haitis besonders deut-
lich wird. In den Ländern mit überdurch-
schnittlich hoher Säuglings- und Kindersterb-
lichkeit sowie einer — im Vergleich zu den
anderen lateinamerikanischen Staaten —
niedrigeren Lebenserwartung liegt meist
auch die Alphabetisierungsquote unter dem
lateinamerikanischen Durchschnitt. Dieses
Resultat entspricht anderen Untersuchungs-
ergebnissen, die einen starken Zusammen-
hang zwischen Ausbildungsniveau (insbeson-
dere der weiblichen Bevölkerung) und Säug-
lingssterblichkeit bzw. Lebenserwartung her-
vorheben27 ). Als Ausnahmen von dem
Schema eines zu erwartenden Zusammen-
hangs zwischen postnatalen Mortalitätsraten
und Alphabetisierungsgrad der erwachsenen
Bevölkerung sind Ecuador und vor allem Ni-
caragua zu nennen, wo trotz überdurch-
schnittlich hoher Alphabetisierungsquoten
die Säuglings- und Kindersterblichkeit noch
auf einem vergleichsweise hohen Niveau ver-
harrt. Im Jahre 1960 hatte Nicaragua zu den
drei lateinamerikanischen Staaten mit der
höchsten Analphabetenquote gehört. Nach
der sandinistischen Revolution gelang es mit-
tels breit angelegter Alphabetisierungskam-
pagnen, die Analphabetenquote der erwach-
senen Bevölkerung auf 10% zu senken und
damit den Standard von Costa Rica und Ja-
maica zu erreichen, die aber schon 1960 über-
durchschnittlich hohe Alphabetisierungsquo-
ten registriert hatten.
Der internationale Vergleich von Alphabeti-
sierungsquoten ist allerdings mit großer Vor-
sicht zu interpretieren, denn gerade bei der

27) Vgl. E. E. Arriga, Direct estimates of infant mor-
tality differentials from birth histories, in: World
Fertility Survey Conference 1980, Record of Pro-
ceedings, Vol. 2 (International Statistical Institute),
Voorburg 1981, S. 435—466.
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Messung der Alphabetisierung lassen sich
durch entsprechend „großzügige" Definition
rasche „Erfolge" vorweisen, die an den sol-
chermaßen „Alphabetisierten" möglicherweise
völlig vorbeigehen28 ). Immerhin deuten aber
auch die anderen Indikatoren des formalen
Bildungssystems, die Einschulungsquoten (x5,
x,), darauf hin, daß zahlreiche Länder Latein-
amerikas erhebliche Anstrengungen unter-
nommen haben, um ihrer Bevölkerung den
Zugang zu formalen Bildungseinrichtungen
zu ermöglichen. Lediglich in Haiti, El Salva-
dor und Guatemala liegen die Einschulungs-
quoten weit unter dem ansonsten in Latein-
amerika üblichen Standard. Bemerkenswert
ist, daß in der Mehrzahl der lateinamerikani-
schen Staaten, anders als in vielen Entwick-
lungsländern Asiens und Afrikas, die weibli-
che Einschulungsquote nicht wesentlich nied-
riger ist als die männliche. Eine systematische
Benachteiligung der Mädchen hinsichtlich
des Zugangs zu einer Primarschulbildung läßt
sich jedoch in Bolivien, Guatemala, Haiti und
Honduras vermuten, wo die weibliche Ein-
schulungsquote zwischen 12 und 7 Prozent-
punkten unter der männlichen Einschulungs-
quote liegt, die ihrerseits um bis zu 31 Pro-
zentpunkte von 100 entfernt ist. Daß auch bei
Einschulungsquoten über 90% die Nichtein-
schulung in absoluten Zahlen gemessen ein
erhebliches Ausmaß erreichen kann, zeigt das
Beispiel Brasilien; bei einer Einschulungs-
quote von 93% im Jahre 1980 und einem An-
teil von ca. 20% der 7—14jährigen an der Ge-
samtbevölkerung waren es schätzungsweise 2
Millionen jugendliche Brasilianer, die — ob-
wohl gesetzliche Schulpflicht besteht — in
diesem Jahr von dem Grundschulsystem
•nicht erfaßt wurden. Berücksichtigt man fer-
ner, daß ein beachtlicher Prozentsatz der Ein-
geschulten über das 1. Schuljahr nicht hinaus-
kommt29 ), dann wird deutlich, wie sehr der
Aussagegehalt von Einschulungsquoten rela-
tiviert werden muß.
Gewiß sagen Einschulungsquoten allein
nichts über die Qualität der Schulen aus; sie
sind aber zumindest Indizien dafür, in wel-
chem Umfang den Jugendlichen die Möglich-
keit gegeben ist, diejenigen Fertigkeiten und

Fähigkeiten zu erlernen und zu üben, die ge-
rade in einer (semi-)industrialisierten Umwelt
als Voraussetzungen für eine aktive Teil-
nahme am wirtschaftlichen und sozialen Le-
ben gelten. Nachdem in zahlreichen latein-
amerikanischen Ländern in den zurückliegen-
den beiden Dekaden vorrangig das sekundäre
und vor allem das tertiäre Bildungssystem
staatliche Förderung erhalten hatte, setzt
jetzt allmählich eine Umorientierung ein, die
dem Primarschulsystem und der Berufsbil-
dung Vorrang vor einer Massifikation des
weiterführenden Bildungssystems einräumt.
Investitionen in das Grundschulwesen ohne
komplementäre Maßnahmen in anderen Be-
reichen (z. B. Ernährung, sanitäre Einrichtun-
gen) reichen aber nicht aus, um zu einer bes-
seren Grundbedürfnisbefriedigung der 'Bevöl-
kerung zu gelangen. So gilt, neben dem Aus-
bildungsniveau der Eltern, die Wasserversor-
gung als ein weiterer wichtiger Bestimmungs-
faktor z. B. der Säuglingssterblichkeit und ins-
besondere der Kindersterblichkeit. Ab einem
Alter von ca. sechs Monaten wird die angebo-
rene Immunität gegen infektiöse und parasi-
täre Krankheiten allmählich abgebaut und
gleichzeitig wird von diesem Alter an in der
Regel die Brustnahrung durch zusätzliche
Nahrungsmittel ergänzt (z. B. Milchpulver), so
daß bei unzureichenden sanitären Verhältnis-
sen das Risiko etwa von Diarrhöe-Erkrankun-
gen mit tödlichem Ausgang deutlich
steigt30 ).
Fast alle Länder Lateinamerikas haben erheb-
liche Defizite in der Versorgung ihrer Bevöl-
kerung mit Trinkwasser ebenso wie in der
sanitären Entsorgung. Mit einem Versor-
gungsgrad von 77% im Jahre 1975 waren al-
lein in Brasilien ca. 25 Millionen Menschen
ohne angemessenen Zugang zu Trinkwasser,
in Mexiko (Versorgungsgrad 66%) blieben ca.
23 Millionen nur unzureichend mit Wasser
versorgt, und selbst in Chile mit einem ver-
gleichsweise hohen Wasserversorgungsgrad
von 84% bedeutet dies für ca. 1,5 Millionen
Menschen, innerhalb akzeptabler Entfernun-
gen keinen Zugang zu einer unbedenklichen
Wasserversorgung zu haben. Zwar sind seit
1975, dem Jahr, auf das sich die letzten dies-
bezüglich verfügbaren Statistiken beziehen,
umfangreiche Maßnahmen zur Verbesserung
der sanitären Infrastruktur durchgeführt wor-
den, vor allem in den großen Städten. Aber
diese Maßnahmen konnten kaum Schritt hal-



ten mit dem unkontrollierten Wachstum der
urbanen Siedlungskonzentrationen, in denen
das Risiko von Erkrankungen und die Häufig-
keit von Krankheitsübertragungen infolge
nicht sachgerechter Wasserversorgung und
-entsorgung tendenziell steigt. Städtische Lei-
tungswasser- und Kanalisationssysteme mit
individuellen Hausanschlüssen sind sehr
kostspielig, aber bereits mit weniger aufwen-
digen, elementaren sanitären Einrichtungen
lassen sich Krankheiten wie Typhus, Ruhr
und Malaria effektiv bekämpfen.

Auch die ärztliche Versorung der Bevölke-
rung ist in den meisten Ländern Lateinameri-
kas noch sehr weit von dem Standard der
westlichen Industrieländer entfernt. Gemes-
sen an dem Indikator „Einwohner je Arzt" ha-
ben lediglich Argentinien und Uruguay sowie
— mit einigem Abstand — Kuba und Panama
eine Arztdichte erreicht, die in den westli-
chen Industrieländern bereits 1960 bestand.
Besonders kraß ist das zahlenmäßige (Miß-)
Verhältnis von Einwohnern und Ärzten in
Guatemala sowie Haiti. Bezieht man in die
Beurteilung des Gesundheitssystems zusätz-
lich den Indikator „Einwohner je Beschäftig-
tem in der Krankenpflege" ein, um zu berück-
sichtigen, daß auch das nichtärztliche Perso-
nal im Gesundheitsbereich einen wirkungs-
vollen Beitrag zur Versorgung der Bevölke-
rung leisten kann, dann zeigen sich ebenfalls
ausgeprägte Defizite, und zwar am stärksten
in Bolivien, in der Dominikanischen Republik
sowie in Haiti. Nun ist allerdings für die me-
dizinische Versorgung der Bevölkerung nicht
so sehr die Zahl des Personals im Gesund-
heitsbereich entscheidend, sondern mehr die
Art und Weise seines Einsatzes. Konkret be-
deutet dies, daß die Gesundheitsdienste flä-
chendeckend über Stadt und Land verteilt
sein sollten und Maßnahmen zur Vorbeugung
von Krankheiten zumindest ebenso betonen
müssen wie kurative Maßnahmen — Forde-
rungen, die in den am urbanen Modell euro-
päisch-nordamerikanischer Gesundheitssy-
steme orientierten Gesundheitsdiensten vie-
ler lateinamerikanischer Länder allenfalls an-
satzweise verwirklich sind.
In den meisten Staaten Lateinamerikas sind
die medizinischen Einrichtungen und das
ärztliche Personal in den Hauptstädten kon-
zentriert, und so ist es insbesondere die arme
ländliche Bevölkerung, die de facto keinen
Zugang zu dem Gesundheitssystem hat, selbst
wenn ihr dieser Zugang z. B. in Form eines
staatlichen Gesundheitsdienstes formal offen-
steht. Trotz der Einrichtung eines nationalen

(und sehr kostenintensiven) Gesundheitsdien-
stes leben z. B. in den nordöstlichen Bundes-
staaten Brasiliens ca. 16% der Bevölkerung in
Munizipien ohne einen dort ansässigen Arzt;
bis 1978 wurde weniger als die Hälfte der
jugendlichen Bevölkerung Brasiliens von ei-
nem landesweiten Impfprogramm erreicht,
das zur Bekämpfung endemischer Krankhei-
ten wie Poliomyelitis, Diphtherie, Windpok-
ken und Masern schon 1973 initiiert worden
war31 ). Angesichts der weithin prekären me-
dizinischen Versorgungslage kann es nicht
überraschen, daß unter der Bevölkerung La-
teinamerikas mit niedrigem Einkommen in-
fektiöse und parasitäre Krankheiten weitver-
breitet sind, insbesondere Tuberkulose, Lepra,
Wurmerkrankungen (Schistosomiasis), tropi-
sche Augenerkrankungen (Trachome) und —
vor allem in Brasilien — die Chagas-Krank-
heit.

3) Vgl. Council on Environmental Quality, Global
2000. Der Bericht an den Präsidenten, Frankfurt/
Main 198130, S. 275.

Neben den Krankheiten im engeren Sinne
muß Mangel- und Unterernährung als Haupt-
ursache der vergleichsweise niedrigen Le-
benserwartung und der hohen Säuglings- und
Kindersterblichkeit in mehreren lateinameri-
kanischen Staaten genannt werden. In minde-
stens zwölf Ländern läßt das durchschnittli-
che nationale Pro-Kopf-Kalorienangebot auf
Unterernährung größeren Ausmaßes schlie-
ßen. Denn angesichts der bestehenden Ein-
kommensungleichverteilung muß das Pro-
Kopf-Kalorienangebot im Landesdurchschnitt
110—125% der Bedarfsnorm erreichen, wenn
der Mindestverbrauch auch für die unterste
Einkommensklasse gesichert sein soll32 ). Am
größten ist die Kalorienlücke in Bolivien,
Ecuador und Guatemala. Lediglich in Para-
guay wird das in den westlichen Industrielän-
dern gegebene Pro-Kopf-Kalorienangebot er-
reicht, in Argentinien — dem lateinamerika-
nischen Land mit dem zweitbesten Wert bei
diesem Indikator — hegt der nationale
Durchschnittswert um 7 % Prozent unter dem
Standard der Industrieländer.
Das relativ schlechte Abschneiden Latein-
amerikas gegenüber den westlichen Indu-
strieländern bei einem Vergleich des Pro-
Kopf-Kalorienangebotes mag um so mehr
überraschen, als die lateinamerikanische
Nahrungsmittelproduktion in den letzten 20
Jahren sogar etwas stärker erhöht wurde als



in den OECD-Staaten. Das reichte zwar in
den meisten Staaten der Untersuchungsre-
gion aus, um die Kalorienlücke gegenüber
den Industrieländern zwischen 1960 und 1980
zumindest nicht größer werden zu lassen (vor-
ausgesetzt, daß dies durch den Indikator Pro-
Kopf-Kalorienangebot adäquat wiedergege-
ben wird). Dabei ist allerdings zu berücksich-
tigen, daß eine Steigerung der Nahrungsmit-
telproduktion nicht automatisch mit einer
Verbesserung des Kalorienangebots für die
eigene Bevölkerung verbunden sein muß.
Dies ist insbesondere dann nicht der Fall,
wenn die Ausweitung der marktvermittelten
landwirtschaftlichen Produktion im wesentli-
chen nur im exportorientierten Bereich statt-
findet und zu einer Verdrängung der Subsi-
stenzproduktion bzw. der binnenmarktorien-
tierten Nahrungsmittelproduktion führt33 ).
Auch eine Steigerung der Nahrungsmittel-
produktion für Zwecke der Energiegewin-
nung bleibt ohne positiven Einfluß auf das
verfügbare Kalorienangebot für die nicht
kaufkräftige Bevölkerung bzw. kann sogar zu
einer Verschlechterung führen, wie dies z. B.
im Zusammenhang mit dem ehrgeizigen bra-
silianischen Programm der Alkoholgewin-
nung (als Benzinersatz) aus Zuckerrohr und
dem Grundnahrungsmittel Maniok vermutet
wird34 ). Insofern ist der Indikator „Index der
Nahrungsmittelproduktion pro Kopf" (X3) zwar

in gewisser Hinsicht geeignet, die Dynamisie-
rung der Agrarproduktion anzuzeigen, aber
wenn diese Produktionssteigerung haupt-
sächlich nur der verstärkten Integration in
das Weltmarktgeschehen dient, bleibt sie für
die Befriedigung des Grundbedürfnisses wei-
ter Bevölkerungskreise nach Nahrung ohne
Belang.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu-
weisen, daß sich auch die externe Verschul-
dungskrise einiger großer lateinamerikani-
scher Staaten nachhaltig auf die Ernährungs-
situation der Bevölkerung auswirkt. Die
Landwirtschaft, die jahrzehntelang zugunsten
des Industriesektors in der staatlichen Ent-
wicklungsplanung und -förderung vernachläs-
sigt worden war, erscheint jetzt als ein Instru-
ment zur Erwirtschaftung und/oder Ersparnis
von Devisen, sei es durch verstärkte Export-
produktion, sei es durch die Erzeugung von
Biomasse in agroindustriellem Umfange für
energetische Zwecke. Für die ausländischen
„Experten", die den lateinamerikanischen
Schuldnerländern solche „Auswege" aus der
Verschuldungskrise vorschreiben, wird die
Reise in Länder, „wo der Zucker wächst"35 ),
zunehmend zu einer Reise in Länder des
Hungers, in denen für die betroffene Bevölke-
rung diese Entwicklung zunehmende Krank-
heit, Verzweiflung und gesellschaftliche De-
privation bedeutet.

V. Grundbedürfnisorientierte Ländergruppierung

Versucht man, aus der vorangegangenen Be-
schreibung der Grundbedürfnisbefriedigung
mittels ausgewählter Indikatoren einige zu-
sammenfassende Ergebnisse zu gewinnen, die
Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwi-
schen den lateinamerikanischen Ländern cha-
rakterisieren, so kann man sich hierfür eines
aggregierten Index bedienen.
In den hier verwendeten Grundbedürfnis-In-
dex gehen die zentralen Indikatoren y 1, y2, y3
und y4 des Modells in Abbildung 1 ein. Dabei
werden zunächst die Länderwerte jedes ein-
zelnen Indikators X in einen Index mit der
Skala von Null bis 100 transformiert. Dem

Skalenwert Null wird der schlechteste zum
jeweiligen Beobachtungszeitpunkt in den la-
teinamerikanischen Ländern registrierte
Wert (= xmin) zugeordnet (das ist bei der Kin-
der- und Säuglingssterblichkeit der höchste
numerische Wert, bei der Lebenserwartung
und der Alphabetenquote der niedrigste nu-
merische Wert), dem Skalenwert 100 der ent-
sprechende Mittelwert für die Industrielän-
der (= Xi). Die Werte des Index L ergeben
sich dann aus den Werten des Indikators Xj
durch Abbildung auf die Indexskala, mit der
Skaleneinheit [100/(Xi — xmin)] für die Indikato-
ren y2 und y3, bzw. [100/(xmin — xj] für yi und
y2 36 ). Die auf diese Weise indexierten Indika-



torenwerte gehen gleichgewichtig in den ag-
gregierten Grundbedürfnis-Index ein, der
sich als arithmetisches Mittel der vier Einzel-
indices aus yi, y2, y3 und y4 ergibt. Jeder Ein-
zelindex, wie auch der Gesamtindex, kann
theoretisch alle Werte von Null bis 100 an-
nehmen; je höher der Indexwert, um so besser
wird die Grundbedürfnisbefriedigung beur-
teilt37 ).
In Tabelle 8 sind die Werte des aggregierten
Grundbedürfnis-Index der lateinamerikani-

sehen Länder für die Jahre 1960 und 1980/81
angegeben. Im unteren Viertel der Skala des
Grundbedürfnis-Index 1980/81 finden sich
Bolivien, Haiti und Honduras, die auch schon
1960 zu den lateinamerikanischen Ländern
mit den niedrigsten Indexwerten gehört hat-
ten. Peru, Nicaragua, El Salvador, die Domini-
kanische Republik und Brasilien, deren
Grundbedürfnis-Index 1960 noch unterhalb
der 50-Punkte-Marke gelegen hatte, rückten
mit ihren 1980/81-Indexwerten in die obere
Skalenhälfte auf. Die sechs Staaten (Costa
Rica, Panama, Jamaika, Argentinien, Trininad
& Tobago, Uruguay), die 1960 das oberste



Viertel der Indexskala besetzt hatten, finden
sich auch 1980/81 dort; zusätzlich erreichten
1980/81 auch Venezuela und Chile Index-
werte oberhalb der 75-Punkte-Marke. Die
Spitzenplätze mit Indexwerten über 90 Punk-
ten nehmen Costa Rica, Trinidad & Tobago
sowie Kuba ein; 1960 hatte lediglich Uruguay
in diesem Skalenbereich gelegen.
Vergleicht man die Länderwerte des Grund-
bedürfnis-Index 1960 mit den Werten für
1980/81, dann zeigt sich, daß lediglich für Uru-
guay und Argentinien im Zeitablauf ein Rück-
gang ihrer Indexwerte zu registrieren ist, al-
lerdings nur ein Rückgang auf ein immer
noch recht hohes Niveau. Alle übrigen latein-
amerikanischen Länder konnten zwischen
1960 und 1980/81 ihre Indexwerte steigern,
wobei dieser Anstieg jedoch recht unter-
schiedlich ausfiel (zwischen 1 Punkt [Bolivien]
und maximal 27 Punkten [Nicaragua, Peru]).
Trotz dieser Unterschiede hat sich an der Rei-
henfolge der nach ihrem Indexwert geordne-
ten Länder („ranking") 1980/81 gegenüber 1960
nur wenig geändert, was jedoch nicht zu der
Schlußfolgerung verleiten darf, daß der Wett-
eifer der Regierungen (so es denn einen sol-
chen gibt) um die Verbesserung der Grund-
bedürfnisbefriedigung ihrer Bevölkerung ver-
geblich bleiben müsse.
Erhellend wirkt in diesem Zusammenhang
eine Gegenüberstellung von Grundbedürfnis-
Index und Einkommensniveau in der Weise,
daß man die Länderhierarchie des Grundbe-
dürfnis-Index und des Pro-Kopf-Sozialpro-
dukts vergleicht (siehe Tabelle 8). Zwar lassen
sich gegen eine hierarchische Länderklassifi-
zierung auf der Grundlage des Pro-Kopf-Ein-
kommens bzw. des Pro-Kopf-Sozialprodukts
erhebliche Einwände vorbringen38 ), aber im-
merhin kann das Sozialprodukt doch als Indiz
für gewisse Aspekte der gesamtwirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit angesehen werden
und damit auch als Indiz für die potentielle
Befriedigung materieller Grundbedürfnisse;
dies kommt auch durch die Einbeziehung des
Pro-Kopf-Sozialprodukts (Indikator Z3) in das
Modell in Abbildung 1 zum Ausdruck. Der
Zusammenhang zwischen Sozialproduktsni-
veau und Grundbedürfnisbefriedigung ist je-
doch keineswegs eindeutig39 ). So wären z. B.

für Brasilien, Venezuela und Mexiko auf
Grund ihrer Rangplätze in der Sozialpro-
dukts-Hierarchie wesentlich höhere Rang-
plätze als die faktisch erreichten in der Hier-
archie des Grundbedürfnis-Index zu erwar-
ten. Umgekehrt liegen Kuba, Jamaika und Co-
sta Rica mit ihren Rangplätzen in der inde-
xierten Grundbedürfnis-Hierarchie deutlich
über den Rangplätzen ihres Pro-Kopf-Sozial-
produkts. Diese Vergleiche deuten darauf hin,
daß — zumindest ab einer bestimmten Höhe
des BSP per capita — auch bei relativ niedri-
gerem Niveau des Pro-Kopf-Einkommens
eine vergleichsweise bessere Grundbedürf-
nisbefriedigung erreicht werden kann. Vor-
aussetzung hierfür ist jedoch, daß eine dezi-
dierte Politik der sozialen Basisversorgung
betrieben wird, wie dies z. B. in Kuba und zeit-
weilig auch in Jamaika (unter der Regierung
Manley) der Fall war. Die brasilianische Poli-
tik hingegen, die erklärtermaßen erst den
„Kuchen" Sozialprodukt kräftig wachsen las-
sen wollte, bevor er verteilt würde, hat zwar
dazu geführt, daß Brasilien zu den zehn größ-
ten Volkswirtschaften (gemessen am BIP) der
Welt gehört und daß es mit einem Pro-Kopf
BSP von (1983) über 2200 US-Dollar zu den
„reichen" Entwicklungsländern gezählt wird,
bei verschiedenen grundbedürfnisrelevanten
Indikatoren aber keine besseren Werte auf-
weist als die „armen" lateinamerikanischen
Länder.
Mit einer clusteranalytischen Auswertung
der Grundbedürfnis-Indikatoren lassen sich
die lateinamerikanischen Länder zu homoge-
nen Gruppen zusammenfassen, d. h. zu Grup-
pen, deren Elemente einander möglichst ähn-
lich in bezug auf die berücksichtigten Indika-
torenwerte sind. Die Clusteranalyse gehört zu
den multivariaten Untersuchungsmethoden
von Daten, die Objekte (im vorliegenden Fal-
le: Länder) gleichzeitig an Hand mehrerer
Merkmale (hier: grundbedürfnisrelevante In-
dikatoren) beschreiben, mit dem Ziel, die
Struktur einer vorgegebenen Menge von Ob-
jekten durch die Konstruktion homogener
Gruppen zu identifizieren.
Für die hier in Frage stehende Gruppierung
der lateinamerikanischen Länder wurde ein
hierarchisch-agglomeratives Clusterverfah-
ren eingesetzt40 ). Als Merkmalswerte zur Be-

40) S. C. Johnson, Hierarchical clustering schemes,
in: Psychometrika, 32 (1967), S. 241—254. Für die
computergestützte Anwendung des Verfahrens
wurde das „Statistical Analysis System" (SAS) stan-



Schreibung der Länder wurden standardi-
sierte Daten für Jahre um 1980 des geringfü-
gig modifizierten Indikatoren-Modells in Ab-
bildung 1 verwendet41 )- Da für Kuba nicht der
vollständige Datensatz verfügbar ist, mußte
dieses Land bei der clusteranalytischen Län-
dergruppierung unberücksichtigt bleiben. Die
Auswertung des Gruppierungsprozesses er-
gibt — nach dem 15. Fusionierungsschritt,
nach dem der als Homogenitätsmaß verwen-
dete maximale Abstand innerhalb eines Clu-
sters wesentlich stärker als bei den vorange-
gangenen Fusionierungsschritten ansteigt —
fünf recht deutlich voneinander abgegrenzte
Ländergruppen; innerhalb jeder Gruppe sind
die Länder in der Reihenfolge abnehmender
„Ähnlichkeit" zueinander aufgeführt:
1. Gruppe: Haiti;
2. Gruppe: Guatemala, El Salvador, Bolivien;
3. Gruppe: Dominikanische Republik, Peru,

Nicaragua, Honduras, Brasilien,
Ecuador, Paraguay;

4. Gruppe: Uruguay, Argentinien, Chile, Me-
xiko, Venezuela, Kolumbien;

5. Gruppe: Panama, Costa Rica, Jamaika, Tri-
nidad & Tobago.

Haiti erweist sich hier als ein Sonderfall in-
nerhalb der lateinamerikanischen Länder; bei
fast allen grundbedürfnisrelevanten und in-
frastrukturellen Indikatoren steht Haiti mit
weitem Abstand an letzter Stelle in Latein-
amerika, wobei die nationalen Durchschnitts-
werte nicht einmal erkennen lassen, um wie-
viel schlechter die Situation in den ländlichen
Gebieten Haitis ist42 ).

Teilweise dramatische Defizite in allen mate-
riellen Grundbedürfnisbereichen sind auch
für die Situation in den Ländern der zweiten
Gruppe, Guatemala, El Salvador und Bolivien,
charakteristisch. In allen drei Staaten haben
politische Instabilität, periodenweise ver-
schleiert hinter der Fassade „Stabilität" garan-
tierender Militärregime, sowie extreme Ge-
gensätze zwischen Reichtum und Armut, zwi-
chen herrschenden Oligarchien und margina-
lisierten Unterschichten verhindert, daß das
wirtschaftliche Potential dieser Länder 'für
eine nachhaltige Verbesserung der Grundbe-
dürfnisbefriedigung genutzt werden konnte.
Bei überwiegend monostrukturierter gesamt-
wirtschaftlicher Produktion und extremer
Außenabhängigkeit war das wirtschaftliche
Wachstum dieser Länder in den letzten bei-
den Dekaden für die Bevölkerungsmehrheit
nicht mehr als ein „Verelendungswachstum"
(Bhagwati).

Die Zusammensetzung der dritten Länder-
gruppe läßt erkennen, daß ein relativ hohes
Pro-Kopf-Sozialprodukt nicht ohne weiteres
auch eine entsprechend gute Grundbedürfnis-
befriedigung garantiert. So beträgt z. B. das
BSP pro Kopf des „reichsten" Landes dieser
Gruppe, Brasilien, mehr als das Dreieinhalbfa-
che des „ärmsten“ Landes, Honduras. Das Bei-
spiel Brasilien belegt auch, daß ausgeprägtes
wirtschaftliches Wachstum allein nicht aus-
reicht, um mit der erhöhten gesamtwirtschaft-
lichen Güterproduktion eine verbesserte
Grundbedürfnisbefriedigung zu gewährlei-
sten. Zwar kann beschleunigtes Wirtschafts-
wachstum die Steigerung des Befriedigungs-
niveaus materieller Grundbedürfnisse ten-
denziell (durch zunehmende Verteilungs-
spielräume) begünstigen; wichtiger als Wirt-
schaftswachstum per se ist aber seine Struk-
tur, d. h. in welche Verwendungsrichtungen
die zusätzliche gesamtwirtschaftliche Güter-
produktion fließt. Unter diesem Blickwinkel
wird deutlich, daß Deformationen in der
Struktur der (privaten und staatlichen) Güter-
produktion und -Verteilung bestimmend sind
für die noch immer weitgehend unbefriedi-
gende Versorgung mit Gütern des materiel-
len Grundbedarfs in den Ländern der dritten
Gruppe. In einigen Staaten dieser Gruppe,
wie z. B. Honduras, wird die herrschende Elite
eine Umstrukturierung der inneren Entwick-
lung im Interesse der Verteidigung eigener
Privilegien mit aller Macht (auch physischer
Repression) zu verhindern suchen. In Nicara-
gua, wo die politische Führung die erklärte
Absicht hat, die soziale Situation der Bevölke-



rung weiter zu verbessern, ist der (bürger-)
kriegsähnliche Zustand ein Faktum, das wei-
tere Fortschritte auf absehbare Zeit verhin-
dert.
Auch in den Ländern der vierten Gruppe ist
das Befriedigungsniveau wichtiger materiel-
ler Grundbedürfnisse — im Vergleich zu den
Industrieländern — insgesamt unzulänglich,
jedoch zeigen sich hier im intralatein-
amerikanischen Vergleich günstigere Ergeb-

nisse. Relativ am besten ist die Situation in
den vier Staaten der fünften Ländergruppe,
die bei den nationalen Durchschnittswerten
der grundbedürfnisrelevanten Indikatoren ei-
nen vergleichsweise hohen Standard erreicht
haben; dies schließt allerdings nicht aus,
daß auch in diesen Ländern zahlenmäßig
große Bevölkerungsgruppen ihre materiellen
Grundbedürfnisse nur unzureichend befriedi-
gen können.

VI. Perspektiven

Man kann davon ausgehen, daß in allen
lateinamerikanischen Staaten — mit Aus-
nahme vielleicht Haitis — das ökonomische
Potential längst gegeben ist, um die absolute
Armut zu beseitigen43 ). Wenn die Bestands-
aufnahme der Grundbedürfnisbefriedigung
dennoch zu dem Ergebnis kommen muß, daß
in den meisten Ländern der Region beachtli-
che Defizite in der Versorgung der Bevölke-
rung mit den Gütern des Grundbedarfs fort-
bestehen, dann belegt dies (auch) einen gra-
vierenden Mangel an Ernsthaftigkeit und Ei-
genanstrengungen der jeweiligen Regierun-
gen, die zur Beseitigung der Massenarmut er-
forderlichen strukturellen und institutionel-
len Voraussetzungen zu schaffen. Die gute
Absicht hierfür, die in verschiedenen latein-
amerikanischen Ländern von zum Teil häufig
wechselnden Regierungen immer wieder ver-
kündet wurde, reicht allerdings nicht aus.
Hinzu kommen muß auch das Durchsetzungs-
vermögen, um die erforderlichen Änderungen
gegebenenfalls gegen die Interessen traditio-
neller (oder auch neuer „postrevolutionärer")
Eliten sowie gegen ausländische Interessen,
die sich gerade in Lateinamerika zu einer wir-
kungsvollen Allianz mit Fraktionen der natio-
nalen Eliten verbunden haben, zu realisieren.
Auf die meisten lateinamerikanischen Länder
läßt sich grosso modo übertragen, was C. Fur-
tado über eine alternative Entwicklung Brasi-
liens nach dem Ende des „Wirtschaftswun-
ders" (ps-„milagre") geschrieben hat44 ):
1. Die notwendigen Investitionen zur Auf-
rechterhaltung des wirtschaftlichen Wachs-
tums wurden bislang durch Inflation und ex-

terne Verschuldung finanziert. Die Folge sind
interne und externe Ungleichgewichte, die
mit den herkömmlichen wirtschaftspoliti-
schen Mitteln nicht überwunden werden kön-
nen. Voraussetzung für die zwingend notwen-
dige Umstrukturierung der Volkswirtschaft
ist eine Erhöhung der internen Sparquote zur
Finanzierung der Investitionen, die ein sol-
cher Umstrukturierungsprozeß erfordert. Ziel
der Umstrukturierung muß eine Veränderung
des Güterangebots sein, das in der Vergan-
genheit zu sehr auf die Befriedigung von Kon-
sumwünschen eines gehobenen urbanen Le-
bensstils ausgerichtet war.
2. Die zukünftige wirtschaftliche Entwick-
lung muß sich grundsätzlich an dem Binnen-
markt orientieren; dies bedeutet eine Ände-
rung der bisher betriebenen Integration in
das internationale System der Arbeitsteilung.
Es darf keine Ausweitung des Exportsektors
zu Lasten nicht erneuerbarer natürlicher Res-
sourcen erfolgen, die für die innere Industria-
lisierung von Bedeutung sind. Ebensowenig
darf eine Erhöhung der Exportquote durch
die Ausbeutung billiger Arbeitskraft erreicht
werden; komparative Vorteile im internatio-
nalen Handel, die sich aus der Armut der
Bevölkerung ergeben, sind in Wirklichkeit
keine Vorteile.
3. Eine Umstrukturierung der Volkswirt-
schaft führt zu keinen anhaltenden positiven
Ergebnissen, wenn sie nicht auch jene ver-
meintlichen „Zwänge" aufhebt, die die Masse
insbesondere der ländlichen Bevölkerung zu
ihrer gegenwärtigen Misere verurteilen. Die
Förderung der Agroindustrie als Mittel zur
Dynamisierung der Landwirtschaft kann zwar
kurzfristig die Agrarproduktion (und die Ex-
porte) erhöhen, langfristig verschärft sie aber
nur die sozialen Probleme.
Es kann nicht darum gehen, die zwischenzeit-
lich entstandenen beachtlichen industriellen



Kapazitäten Lateinamerikas wieder abzubau-
en. Aber eine verstärkte Ausrichtung dieser
Kapazitäten, wie auch des agrarischen Poten-
tials Lateinamerikas, auf eine binnenorien-
tierte Entwicklung kann zumindest für die
größeren lateinamerikanischen Staaten eine
Option darstellen, um den bislang praktizier-
ten außenorientierten Entwicklungsstil abzu-
lösen. Ob jedoch diese Option überhaupt
noch offen ist, mag bezweifelt werden, ange-
sichts des „Teufelskreises der Auslandsver-
schuldung"45 ), in den gerade die wirtschaftlich
relativ „erfolgreichen" lateinamerikanischen
Länder in den letzten Jahren geraten sind.
Denn als Ausweg aus diesem „Teufelskreis"
pflegen die Gläubiger unter der Führung des
Internationalen Währungsfonds (IWF) eine
wirtschaftspolitische Radikalkur zu verschrei-
ben, die die Außenorientierung (oder: Abhän-
gigkeit) eher verstärkt46 ).

Das „klassische" IWF-Rezept, das mit einigen
Modifikationen z. B. Jamaika, Argentinien,
Chile und kürzlich auch Brasilien verordnet
wurde, lautet in seinen Grundzügen: Abbau
der öffentlichen Haushaltsdefizite, insbeson-

- dere durch Kürzung staatlicher Investitions-
ausgaben und der Subventionen sowie durch
Steuererhöhungen, Liberalisierung des Kre-
ditwesens, Exportförderung durch „realisti-
sche" Wechselkurse (d. h. durch eine über der
Inflationsrate liegende laufende Abwertung
der nationalen Währung), antiinflationäre
Lohnpolitik (d. h. Lohnerhöhungen unterhalb
der Inflationsrate).
Der mit dieser „Schockbehandlung" impli-
zierte Rückzug des Staates aus zahlreichen
Aktionsbereichen schränkt auch die Möglich-
keiten ein, jene dringend erforderlichen Maß-
nahmen einzuleiten, mit denen die sozialen,
regionalen und sektoralen Deformationen
korrigiert werden könnten, die für Lateiname-
rika nach mehreren Dekaden der Industriali-
sierung und „Modernisierung" charakteri-
stisch geworden sind. Ohne grundlegende
Korrekturen wird sich das schon jetzt hohe
Konfliktpotential in den Gesellschaften der
meisten lateinamerikanischen Länder weiter
erhöhen und die politische Destabilisierung
der Region voranschreiten.



Gerhard Drekonja-Kornat

Kubas Außenpolitik:
Das erneuerte lateinamerikanisch-karibische Profil

I. Das Entstehen einer Sicherheitszone

Im 19. Jahrhundert perfektionierten die gro-
ßen europäischen Mächte, untereinander im
Wettbewerb, den Kolonialismus. Diese ge-
waltsamen Landbesetzungen ermöglichten
den Europäern die Annexion riesiger Gebiete
Afrikas und Asiens. Um die Jahrhundert-
wende entwickelten die jungen Vereinigten
Staaten als nachdrängende Großmacht eine
wirksamere Art imperialer Durchdringung.
Nachdem einmal mit Kalifornien, Kuba, Pu-
erto Rico und dem Panama-Kanal der äußere
Gürtel territorialer oder quasi-hoheitlicher
Arrondierung erreicht war, verzichteten sie
auf eine weitere Landnahme. An deren Stelle
trat das Konzept der Sicherheitszone — hier
zu verstehen als geographischer Raum, der
infolge geopolitischer Bedeutung einen be-
sonderen Stellenwert erlangt und daher unter
ausdrücklicher tutoraler Kontrolle einer
Großmacht steht.
Exemplarisch wuchs die Großkaribik in diese
Rolle hinein. Seit Beginn dieses Jahrhunderts
bzw. seit Eröffnung des Panama-Kanals im
Jahr 1914 betrachten die Vereinigten Staaten
diese Zone als besonders sensiblen Sicher-
heitsraum, in dem Stabilität und Ordnung
herrschen sollen, um zu verhindern, daß auf
der Basis interner Auseinandersetzungen ex-
trazonale Akteure auftauchen, darauf erpicht,
die hegemoniale Position der Vereinigten
Staaten herauszufordern.
Aus der Perspektive Washingtoner Sicher-
heitspolitiker kam für die Großkaribik unaus-
weichlich immer die geopolitische Definition
zur Anwendung. Inselkaribik, Mittelamerika
und Anrainerstaaten wurden trotz kultureller,
ethnischer, sprachlicher, religiöser und politi-
scher Vielfalt als Einheit zusammengefaßt
und einer homogenen Behandlung unterwor-
fen. Trotz des Unbehagens von Anthropolo-
gen, Ethnologen und Historikern, die auf den
Eigenwert der vielfältigen lokalen Einheiten
in diesem Bereich nachdrücklich hinwiesen,
(weswegen nie eine allgemein verbindliche
Definition der Zone erarbeitet wurde '))> blieb

für die offizielle Politik in Washington der
geopolitische Begriff der „Großkaribik" oder
des „Karibischen Beckens" (Inselkaribik, Mit-
telamerika, Panama, Mexiko, Kolumbien, Ve-
nezuela und die Guayanas) lange Zeit maß-
geblich.
Als solcher tauchte der Begriff erneut 1979 im
außenpolitischen Sprachgebrauch auf und soll
auch hier verwendet werden, obschon der
Vorbehalt eines nordamerikanischen Kolle-
gen geteilt werden soll: „The term (Caribbean
Basin) is an unfortunate one, for it conveys a 
sens of homogeneity or commonality that
does not exist in the region in either fact or
spirit... The term is also unfortunate in that
its roots lie in U. S. geopolitical thinking. It
has become a populär phrase under Reagan
because of the East-West or Strategie bent
that has characterized his conservative Repu-
blican Interpretation of U. S. national inter-
ests."2)

Wie zahlreiche US-Analytiker3) feststellten,
geht es für die USA im Großkaribischen
Raum weniger um leicht identifizierbare ob-
jektive Interessen (Investitionen, Handel, Res-
sourcensicherung), sondern vielmehr um nur
vage auszumachende subjektive Interessen.
Zu letzteren zählen an vorderster Stelle die
US-Sicherheitspolitik, der Panama-Kanal mit
den davon betroffenen Schiffahrtswegen, das
Netz der karibischen Erdölraffinerien, die
Einwanderer aus Mittelamerika und aus der
Karibik und so fort.
Vor 1973 war die Zone objektiv bedeutend für
die Vereinigten Staaten nur im Hinblick auf
den Rohstoff Bauxit. Eine generelle Aufwer-



tung erfuhr sie Mitte der siebziger Jahre, als
der gesamte Gürtel von Mexiko bis Venezue-
la sich als eine der letzten großen Reserven
an Kohlewasserstoffen erwies4) — sicherlich
ein Grund mehr, warum in den späten siebzi-
ger Jahren erneut das geopolitische Interesse
an der Großkaribik vorrückte5) und warum
das Jahr 1979 für die Vereinigten Staaten ver-
störend wirkte6 ).
Vor allem die Inselkaribik hatte sich während
der spanischen Kolonialperiode in den Schau-
platz eines intensiven machtpolitischen Wett-
bewerbs der Europäer untereinander verwan-
delt7). Engländer, Franzosen und Holländer
forderten die bereits fest etablierten Spanier
heraus. Erst das 19. Jahrhundert, als die Kari-
bik uninteressant geworden war, führte unter
der Schirmherrschaft Londons zur ersten
langdauernden Stabilitätsperiode, zur „Pax 
Britannica". Diese wurde um die Jahrhundert-
wende abgelöst von der „Pax Americana",
die den gesamten Raum, obwohl formaliter
souverän, zu einer homogenen Sicherheits-
zone zusammenfaßte, was den Vereinigten
Staaten nicht nur die handelspolitische, son-
dern auch die diplomatische, militärische und
kulturelle Penetration dieser Zone ermöglich-
te. Dies geschah allerdings nicht — wie es für
die Europäer in Afrika zutrifft — zum Zwecke
der Landnahme, sondern zur Absicherung des
eigenen machtpolitischen Kerns auf dem
Festland.
Wichtigste Maxime dieser Politik seit der
Monroe-Doktrin war es, extrazonale Akteure
— also die Europäer! — von der Region fern-
zuhalten. In einer verschärften Version wurde
diese Forderung 1904 als Roosevelt-Zusatz
(„Roosevelt-Corollary") vorgelegt. Genau zu ei-

nem Zeitpunkt also, als europäische Staaten
wegen Venezuelas damaliger Zahlungsunfä-
higkeit Caracas militärisch drohten und
Deutschland den Hafen von Maracaibo be-
schießen ließ, formulierte der Roosevelt-Zu-
satz unbekümmert aus, was längst ungeniert
Piaxis war: Die Vereinigten Staaten hätten
das Recht und die Pflicht, als Gendarm in der
Großkaribik aufzutreten, um interne Wirren
zu bereinigen, bevor diese europäische Ak-
teure anlocken würden!
Hierin wurzelt der von Historikern der Kari-
bik geprägte Begriff der „limitierten Souverä-
nität". Demnach sind die mittelamerikanisch-
karibischen Staaten wohl unabhängig, unter-
liegen jedoch der Kontrolle der Vereinigten
Staaten im Fall von Bürgerkrieg, Rebellion,
Putsch oder Überschuldung8 ).
Monroe-Doktrin und Roosevelt-Zusatz pro-
jektierten jeweils ihre Feindbilder, die immer
im europäischen Rahmen erschienen. So be-
stätigten beispielsweise die U-Boote des na-
tionalsozialistischen Deutschland, die 1942 in
der Karibik Erdöltransporter versenkten, die
US-Sicherheitspolitiker in ihrer Annahme
von der geopolitischen Bedeutung der Zone.
Nach dem Zweiten Weltkrieg wuchs die So-
wjetunion mit ihren „totalitären Marxisten" in
die Feindrolle hinein. Dagegen konnten die
Vereinigten Staaten (Modell Guatemala 1954!)
um so leichter ihre Interventionskapazität
einsetzen, als der gesamte lateinamerikani-
sche Kontinent auf der Basis von zwei Pakten
(politisch die Organisation Amerikanischer
Staaten, militärisch der 1947 in Rio unter-
zeichnete TIAR - Tratado Interamericano de
Asistencia Reciproca) organisatorisch ge-
strafft worden war.

II. Die kubanische Herausforderung
Die erprobte Homogenität und Stabilität der
Großkaribik wurden jäh verunsichert von der
Revolution Fidel Castros, die auf Kuba vor

nunmehr genau 25 Jahren ihren Anfang
nahm. In einer noch vom abflachenden Kalten
Krieg geprägten Epoche, in der das reformi-
stische Vokabular den Vereinigten Staaten
als tabu galt, mußten die gesellschaftlichen



Veränderungen, die von den respektlosen Co-
mandantes auf Kuba erlassen wurden, skan-
dalös wirken. Als Fidel Castro, um politisch
zu überleben, die Moskau-Achse zu aktivie-
ren begann, weitete sich für die USA der poli-
tische Skandal zur sicherheitspolitischen
Herausforderung aus, welche die großkaribi-
sche Sicherheitszone bedrohte. Nachdem im
April 1961 der nach guatemaltekischem Mu-
ster aus dem Jahr 1954 vorgetragene Korrek-
turversuch in der Schweinebucht mißlungen
war, mußten sich die Vereinigten Staaten auf
das diplomatische und wirtschaftliche Einfrie-
ren der Zuckerinsel beschränken. Dies gelang
anschließend einigermaßen erfolgreich, weil
die beiden Supermächte USA und UdSSR bei
der Entschärfung der Raketenkrise vom Ok-
tober 1962 über den Kopf Kubas hinweg dieje-
nige Art von bilateralen Absprachen einzu-
pendeln begannen, aus der sich die Detente
herauskristallisieren sollte (die u. a. die — nie
formalisierte — Zusage der USA beinhaltete,
Kuba militärisch nicht anzugreifen).

Für Kuba selbst ergab sich eine ganz andere
Ausgangslage. Um das Ergebnis einer eigen-
ständigen Revolution zu wahren, mußte einer-

seits die Sowjetunion als neuer Hegemon um-
worben und gehalten werden; um anderer-
seits die Abhängigkeit von der neuen Zentral-
macht möglichst beschränkt zu halten, sollte
wiederum eine eigene revolutionäre Außen-
politik alternative Kooperationsachsen und
zusätzliche Revolutionen in Lateinamerika,
Afrika und Asien schaffen. Daraus entwik-
kelte sich für Kuba als Land der westlichen
Hemisphäre, blutsmäßig aber auch Afrika ver-
bunden, außerdem Teil der Dritten Welt und
bald auch Mitglied des sozialistischen Blocks,
ein Grundraster der Außenpolitik, der auf den
ersten Blick scheinbar unübersichtliche und
widersprüchliche Aktionsmuster liefert, in
Wirklichkeit aber konstante Züge trägt, wie
dann auch im Artikel 12 der Verfassung von
1976 mit dem Bekenntnis zu den „Grundsät-
zen des proletarischen Internationalismus
und der kämpferischen Solidarität der Völ-
ker" bestätigt.
Um Kubas Haltung in Mittelamerika und der
Karibik heute zu verstehen, lohnt sich ein
Blick zurück bis auf das Jahr 1960, als die
kubanische Außenpolitik nach den ersten Ex-
perimenten und Schwenks Konturen zu ge-
winnen begann9).

III. Kubanischer

In dieser Phase der kubanischen Außenpoli-
tik mußte die Sowjetunion erfahren, daß Kuba
zwar Wirtschaftshilfe und militärische Absi-
cherung suchte, aber nicht bereit war, sich
Moskaus globalen Interessen unterzuordnen.
Nach dem für sie negativen Ausgang der Ra-
ketenkrise vom Oktober 1962 leitete die So-
wjetunion Schritte zu einer Detente mit den
Vereinigten Staaten ein, weswegen sie die
kubanische Unterstützung der castristischen
Guerilla in Lateinamerika — damals die
Hauptstoßrichtung kubanischer Außenpolitik
— als Störfaktor für die Politik der friedlichen
Koexistenz empfand.
Die Entschärfung der Raketenkrise vom Ok-
tober 1962 war ohne Konsultation Kubas er-
folgt, was eine erste' Zäsur in den kubanisch-
sowjetischen Beziehungen herbeiführte. Am
selben Tag, da Chruschtschow die US-ameri-
kanische Forderung nach Abzug der Raketen
akzeptierte, hatte die kubanische Führung ih-
rerseits fünf Vorbedingungen für eine Krisen-
lösung aufgestellt (Vorbedingungen, die theo-
retisch noch immer Gültigkeit haben): Been-
digung der Wirtschaftsblockade, Einstellung
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aller subversiven Aktivitäten gegen Kuba,
Unterbindung bewaffneter Aktionen von
Exilkubanern, Verzicht auf Aufklärungsflüge
über kubanisches Territorium und Auflösung
des US-Marinestützpunktes Guantänamo. Al-
lerdings blieben diese Punkte bei der sowje-
tisch-amerikanischen Absprache unberück-
sichtigt; überdies wurde Castro auch nicht ge-
fragt, als die Sowjets der Überwachung des
Raketenabtransports seitens der Vereinten
Nationen zustimmten — was die Kubaner als
Verletzung ihrer Souveränität empfanden 10).



Zu einer weiteren Reibungsfläche wurde die
castristische Revolutionskonzeption für La-
teinamerika. Moskau war es nicht gelungen,
die orthodoxen Kommunisten Lateinameri-
kas mit einer erfolgbringenden Revolutions-
strategie auszustatten. Die kubanische Revo-
lution hingegen hatte einen Weg zur Abstrei-
fung der Abhängigkeit von den Vereinigten
Staaten sowie zur radikalen Veränderung ge-
sellschaftlicher Verhältnisse gewiesen. Dies
legitimierte Kuba nach eigener Interpretation
zur Sammlung der revolutionären Kräfte und
zur Anleitung des revolutionären Kampfes in
Lateinamerika, woraus zumindest ein Dut-
zend an der kubanischen Revolution orien-
tierte Bewegungen entstanden. Kuba kostete
dies die Sympathie des offiziellen Lateiname-
rikas, so daß nur Mexiko Beziehungen mit
Havanna auf konsularischer Ebene beibehielt;
dafür aber stand die Zuckerinsel in der Vor-
hut des revolutionären, antiimperialistischen
Kampfes.
Getreu ihrem revolutionären Credo war die
kubanische Führung bestrebt, den revolutio-
nären Funken nicht nur auf den lateinameri-
kanischen Kontinent zu tragen, sondern ihn
auch dem Unabhängigkeitskampf Afrikas und
Asiens dienstbar zu machen. Besonders
Afrika stand frühzeitig im kubanischen Blick-
feld. Ernesto „Che" Guevara, als Argentinier
betont geopolitisch-revolutionär denkend, er-
probte persönlich den schwarzen Kontinent
als Schauplatz für die Auseinandersetzung
mit dem „Imperialismus".
In Verwirklichung dieses Anspruchs und mit
der Absicht, Kubas relative Handlungsfreiheit
zwischen den um Einfluß in Afrika und Asien
rivalisierenden Großmächten Sowjetunion

und China zu bewahren sowie den zersplitter-
ten linken Kräften in Lateinamerika Auftrieb
zu geben, verfolgten die Kubaner die Grün-
dung einer revolutionären Dritte-Welt-Bewe-
gung. Diese Initiativen gipfelten in der Ersten
Solidaritätskonferenz der Völker Afrikas,
Asiens und Lateinamerikas, die Anfang Ja-
nuar 1966 in Havanna stattfand. Sie beschloß
die Gründung der Solidaritätsorganisation
der Völker Afrikas, Asiens und Lateinameri-
kas (OSPAAL) zur Vereinigung, Koordinie-
rung und Verstärkung des Kampfes gegen Im-
perialismus, Kolonialismus und Neokolonia-
lismus, um solche revolutionären Initiativen
unter kubanischer Führung lose zusammen-
fassen zu können. Außerdem beschloß diese
„Tricontinental" die Gründung der Lateiname-
rikanischen Solidaritätsorganisation (OLAS),
die im Juli/August 1967 ihr erstes Treffen in
Havanna veranstaltete. In der von den Teil-
nehmern verabschiedeten Deklaration wurde
der „bewaffnete Kampf" zur grundlegenden
Aktivitätsform erhoben und anderen Wegen
eine nur zweitrangige Bedeutung zugestan-
den. Die Priorität des „bewaffneten Kampfes"
einerseits und die indirekte Frontstellung ge-
gen die Koexistenzpolitik der Sowjetunion
andererseits basierten auf der Überzeugung,
die kubanische Revolution könne nur überle-
ben, wenn der revolutionäre Funke auf das
kontinentale Lateinamerika Übergriffe.

Zieht man auch andere ideologische Span-
nungen zwischen Havanna und Moskau ins
Kalkül (so z. B. die Debatte über „moralische"
und „materielle" Inzentive), läßt sich die Aus-
sage rechtfertigen, in den Jahren 1966/67 sei
das kubanisch-sowjetische Verhältnis auf ei-
nem Tiefpunkt angelangt.

IV. Kubas außenpolitische Metamorphose 1969—1975

Die 1. OLAS-Konferenz diente dem Versuch,
die lateinamerikanische revolutionäre Linke
um Kuba zu scharen. Eine für 1969 geplante 2.
OLAS-Konferenz kam nicht mehr zustande.
Erstens erlitten die Guerillefos durch die von
den USA modernisierten und in der Gegen-
guerilla trainierten lateinamerikanischen
Armeen durchweg Niederlagen; zweitens
brachte der Tod „Che" Guevaras im Oktober
1967 , in Bolivien die castristische Guerilla
zum Stocken, weil Havanna die. logistische
Unterstützung versanden ließ; drittens gab
Kuba durch allmähliches Einschwenken auf
die sowjetische Position der „friedlichen

Koexistenz" den Anspruch auf die Führungs-
rolle im revolutionären Kampf auf.

Das kubanisch-sowjetische Rapprochement
• wurde durch die zögernde Zustimmung Fidel
Castros zum sowjetischen Einmarsch in die
Tschechoslowakei vom August 1968 eingelei-
tet. Castro verhehlte zwar nicht, daß dadurch
die tschechoslowakische Souveränität ver-
letzt worden sei, billigte die Aktion aber we-
gen der Unorthodoxien der Prager Führung.
Maßgebend für die Herstellung eines auch
ideologisch, politisch und wirtschaftspolitisch
engeren Verhältnisses zur Sowjetunion war



die Einsicht, daß weder Lateinamerika reif
war für die Revolution noch die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Aufbaus in Kuba
allein bewältigt werden konnten. Nach der
großen Massenmobilisierung für die Zucker-
ernte der „10 Millionen Tonnen“ 1969/70 übte
Castro am 26. Juli 1970 scharfe Selbstkritik
und signalisierte die Bereitschaft der kubani-
schen Führung zur Reorganisation des Wirt-
schaftssystems nach den Kriterien des ortho-
doxen (osteuropäischen) Sozialismus. Kuba
brach seine ideologischen, kulturellen und
wirtschaftlichen Experimente ab und über-
nahm in der Folge das sowjetische Modell der
Leitung und Lenkung der Wirtschaft, trat — 
im Juli 1972 — dem COMECON bei und ent-
hielt sich künftig aller castristischen Eigen-
heiten11).

Diese Annäherung Kubas an die Sowjetunion
dürfte auch von Sicherheitsüberlegungen mo-
tiviert gewesen sein, war doch ein verstärkter
Druck der Vereinigten Staaten auf die
Zuckerinsel im Anschluß an die US-Interven-
tion in der Dominikanischen Republik im
Jahr 1965 der Anzeiger dafür, wie sensibel
Washington auf nicht genehme Entwicklun-
gen im Karibischen Becken reagierte. Ande-
rerseits hatte die Unterzeichnung des SALT-
I-Abkommens 1972 gezeigt, daß die sowje-
tisch-amerikanische Detente weitere Fort-
schritte zu machen versprach. Wohl in der
Erwartung, daß auch Kuba letztlich von ihr
profitieren könnte, schwenkte Fidel Castro
ganz auf die sowjetische Entspannungspolitik
ein (Besuch Breschnews in Havanna Ende Ja-
nuar/Anfang Februar 1974). Die Sowjetunion
honorierte Kubas Verhalten nicht nur mit
verstärkter Wirtschaftshilfe, sondern auch
mit einer Intensivierung der militärischen
Unterstützung in Form von modernsten Waf-
fen und Ausbildern (die wiederholten sowjeti-
schen Beistandszusagen fanden allerdings
keine vertragliche Formalisierung; auch ist
Kuba nicht Mitglied des Warschauer Paktes
geworden).

Das Einschwenken Kubas auf den sowjeti-
schen Entspannungskurs blieb nicht ohne po-
sitive Auswirkungen auf das Verhältnis zu
den Vereinigten Staaten. Ungeachtet ungelö-
ster bilateraler Fragen wie der amerikani-
schen Entschädigungsansprüche, der US-Prä-

senz in Guantänamo und des Handelsembar-
gos schlossen beide Staaten im Februar 1973
ein erstes Abkommen zur Bekämpfung von
Flugzeugentführungen: Kuba verpflichtete
sich darin, Luftpiraten auszuliefern; die USA
übernahmen die Verpflichtung, von ihrem
Territorium ausgehende Aktionen von Exil-
kubanern gegen Kuba zu unterbinden.
Fidel Castros Parteinahme für die Sowjet-
union schlug sich auch in seinem Verhalten
innerhalb der Bewegung der Blockfreien nie-
der. Unter Abkehr von früheren Haltungen
(verkörpert vor allem in der Person Ernesto
„Che" Guevaras), wonach die Sowjets verdäch-
tigt wurden, die Dritte Welt auszubeuten, ver-
urteilte der kubanische Revolutionsführer bei
der Konferenz der Staats- und Regierungs-
chefs der Blockfreien in Algier (1973) die chi-
nesische „Theorie von den zwei Imperialis-
men" und geißelte jeden Versuch, die Block-
freien in einen Gegensatz zum sozialistischen
Lager zu bringen, als zutiefst konterrevolutio-
när.
Auch die kubanische Lateinamerika-Politik
erfuhr durch Kubas Einschwenken auf die so-
wjetische Position eine nachhaltige Verände-
rung. War die Unterstützung für die Guerilla
auf dem lateinamerikanischen Kontinent be-
reits 1968 eingefroren worden, so demon-
strierten die Erfahrung der chilenischen Uni-
dad Populär (1970—1973), die Strömung des
wirtschaftlichen Nationalismus der Anden-
länder und letztlich auch der militärische
Linksnationalismus der Peruaner seit 1968 die
anscheinend taktische Überlegenheit des
„friedlichen Wegs". Mit dem Versanden der
klassischen Landguerilla in Lateinamerika
zeigte der Kontinent langsam wieder Inter-
esse an einer Gesprächsaufnahme mit Kuba.
Das linksperonistische Argentinien durch-
brach 1974 als erstes lateinamerikanisches
Land die 1961/62 gegen Kuba verhängten
Blockaden. Letztlich war es dann ausgerech-
net das Forum der Organisation Amerikani-
scher Staaten 1974 in Quito, wo man es den
Mitgliedern freistellte, die Art der politischen
und wirtschaftlichen Beziehung mit der Zuk-
kerinsel selbst zu bestimmen. Zwar brach im
selben Jahr die für Kuba positive Strömung
des lateinamerikanischen Linksnationalismus
jäh ab, doch im großen und ganzen blieb die
Stimmung für Fidel Castro auf dem Kontinent
wesentlich freundlicher als während der
sechziger Jahre.



V. Kubas außenpolitische Offensive 1975—1980

Auf der Basis der politisch-ideologischen
Konvergenz mit der Sowjetunion entfaltete
Kuba ab 1975 vielseitige Aktivitäten, die ei-
nerseits die Tradition des proletarischen In-
ternationalismus konkretisierten, anderer-
seits einen größeren Handlungsspielraum für
die eigenen Ziele im internationalen System
herausholen sollten. Kubas neue Dynamik
zeigte sich insbesondere durch die Intensivie-
rung der Süd-Süd-Kooperation auf drei Ebe-
nen: Erstens als Erweiterung des militäri-
schen Engagements in Afrika; zweitens durch
Anstreben einer führenden Position in der
Bewegung der Blockfreien; drittens in einer
weitergehenden Annäherung an die latein-
amerikanisch-karibischen Staaten.
Im Unterschied zu früher bestand aber die
Solidarisierung mit der Dritten Welt nicht im
„Revolutionsexport", sondern vielmehr in der
im Zeichen des proletarischen Internationa-
lismus stehenden Unterstützung und Stabili-
sierung revolutionärer Regime in der restli-
chen Dritten Welt. Dies erfolgte mit Zustim-
mung, zuweilen auch mit Ermunterung der
Sowjetunion, die durch eigenes offensives
Operieren in ungeklärten Einflußbereichen
im damals noch gültigen Dtente-Klima hohe
Risiken eingegangen wäre.
Kubas Engagement in Afrika 1975 ist nicht
neu12). Erhöht wurde lediglich die sichtbare
Präsenz. Letztlich gehen Kubas Kontakte mit
Afrika und Nahost auf das Jahr 1960 zurück.
Seit damals hat es Befreiungsbewegungen im
Kampf um die Erlangung der Unabhängigkeit
unterstützt oder hat zur Stabilisierung „pro-
gressiver" Regimes durch die Abwehr inter-
ner und externer Feinde beigetragen. Neben
militärischen Beratern traten von Anfang an
auch kubanische Lehrer, Ärzte, Agrarexper-
ten, Ingenieure und Sicherheitsbeamte auf.
Stipendienplätze in Havanna für afrikanische
und asiatische Studenten gehören seit den
frühen sechziger Jahren zu den Selbstver-
ständlichkeiten. Im Herbst 1963 unterstützte
Kuba die Algerier im Grenzkonflikt gegen
Marokko erstmals mit eigenen Kampfkontin-
genten. Auf „Che" Guevaras Einsatz in
Schwarz-Afrika ist bereits hingewiesen wor-
den (wobei gerade bei ihm der geopolitische
Ansatz zum Tragen kam, Afrika ersatzweise
für das kontinentale Lateinamerika im Kampf
gegen den „Imperialismus" zu verwenden).

1) C. Mesa-Lago/J. S. Belkin (Eds.), Cuba in Africa.
Pittsburgh 1982. Dieser Band setzt die Diskussion
von C. Blasier/C. Mesa-Lago (Eds.), Cuba in the
World, Pittsburgh 1979, fort.
14 ) Diese Zahl entstammt der sogenannten „Ge-
heimrede" Fidel Castros vor der kubanischen Na-
tionalversammlung am 27. Dezember 1979. Nach
J. I. Dominguez (Ed.), Cuba: Internal and Internatio-
nal Affairs, Beverly Hills u. a. 1982.
15) Siehe die Ergebnisse meines Review-Artikels,
der an die 250 Publikationen zum Thema überprüft:
G. Drekonja, Understanding Cubas Presence in
Africa, in: Journal of Interamerican Studies and
World Affairs, 25 (1983) 1.

Cuba s Policy in Africa,
(Institute of International

Neu ist lediglich die massive militärische Prä-
senz der Kubaner13) seit Herbst 1975 in An-
gola und seit 1978 in Äthiopien. Der Beschluß
hierfür wurde am 5. November 1975 — nach
kubanischer Darstellung ohne Vorausinfor-
mation der Sowjetunion — gefaßt. Logistisch
abenteuerlich wurde ein Expeditionskorps in
Marsch gesetzt, um dem Movimento Populär
de Libertacäo de Angola (MPLA), mit dem
Kuba seit Mitte der sechziger Jahre koope-
rierte, gegen die mit ihm um die Macht rivali-
sierenden Befreiungsorganisationen sowie
gegen südafrikanische Truppen zu helfen. Das
Eingreifen der Kubaner, deren Zahl bis auf
36 000 anwachsen sollte ), wendete rasch das
Blatt zugunsten des MPLA; die südafrikani
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-
schen Truppen verließen bereits Ende Fe-
bruar 1976 angolanisches Territorium.
Die Kubaner in Angola wurden vor allem von
westlichen Leitartiklern gern als „Söldner"
oder „Erfüllungsgehilfen" der Sowjetunion
dargestellt. Tatsache ist jedoch, daß unter „Ku-
banologen" die Darstellung Havannas, an-
fangs auf eigene Faust gehandelt und dann
erst die logistische Unterstützung der Sowjet-
union abgerufen zu haben, als realistisch
gilt ).15
Allerdings: Im Unterschied zum kubanischen
Engagement in Angola war Kubas Interven-
tion am Horn von Afrika offensichtlich am
strategischen Interesse der Sowjetunion
orientiert. Kuba hatte jahrelang sowohl Soma-
lia als auch Äthiopien Hilfe in Form militäri-
scher Beratung zuteil werden lassen. Zwar
verlagerte Kuba diese Hilfe noch vor der So-
wjetunion auf Äthiopien; die völlige Abwen-
dung von Somalia dürfte jedoch erst vollzo-
gen worden sein, nachdem die Sowjetunion
sich entschieden hatte, weiteren Einfluß in
Afrika über das wichtigere Äthiopien zu su-
chen. Nachdem diese Entscheidung einmal
gefallen war, transportierte Kuba auch regu-
läre Streitkräfte nach Äthiopien, mit deren



Hilfe die Äthiopier die Provinz Ogaden von
den Somalis blitzkriegartig zurückeroberten.
Das zweite Aktionsfeld der kubanischen Süd-
Süd-Kooperation bildete die Bewegung der
Blockfreien, in der Fidel Castro seit 1975/76,
gestützt auf die revolutionäre Außenpolitik in
Afrika, eine Führungsposition anstrebte. Dies
sollte der eigenen Profilierung ebenso dienen
wie der Annäherung der Blockfreien an die
Sowjetunion, wobei sich die sozialistischen
Länder als „natürliche Verbündete" der Block-
freien im Kampf gegen den „Imperialismus"
darstellen sollten. Die Anerkennung der Füh-
rungsrolle Kubas unter den Blockfreien fand
ihren Ausdruck in der Abhaltung der 6. Gip-
felkonferenz der Blockfreien 1979 in Havan-
na. Zwar gelang es den Kubanern auf dieser
Konferenz nicht, die prosowjetische Orientie-
rung durchzusetzen; andererseits gab es aber
auch keinen Eklat oder gar eine Spaltung des
eigenen Lagers.
Das dritte Aktionsmuster der kubanischen
Süd-Süd-Kooperation wurde während dieser
Jahre voll in Lateinamerika und in der Kari-
bik entfaltet. Nachdem einmal der Beschluß
der Organisation Amerikanischer Staaten ge-
fallen war, den Mitgliedstaaten die Art der
Beziehungen zu Kuba freizustellen, ergab sich
in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre ein
stetig wachsender Austausch mit den Latein-
amerikanern. Vergessen war die Rolle Kubas
als Motor der castristischen Aufstandsbewe-
gungen, die die Anden in die „Sierra Maestra
der Amerikas" verwandeln wollten. Jetzt stan-
den das Thema des gemeinsamen Weges im
Rahmen des lateinamerikanischen Wirt-
schaftsnationalismus, die koordinierte Aus-
einandersetzung mit den Industriestaaten, die
Bemühungen um verbesserte Rohstoffpreise
und andere Themen im Vordergrund. Schritte
auf dem Weg zur Integration Kubas in die
lateinamerikanische „Familie" waren dessen
Aufnahme als Mitglied in den Dachverband
der lateinamerikanisch-karibischen Zucker-
exporteure GEPLACEA (Grupo de Paises La-
tinoamericanos y del Caribe Exportadores de
Azucar), dessen Mitgliedschaft in der karibi-
schen Schiffahrtsgesellschaft NAMUCAR
und insbesondere im Sistema Economico Lati-
noamericano (SELA), dem neuen, 1975 konsti-
tuierten und in Caracas amtierenden Koordi-
nationsmechanismus Lateinamerikas für den
Nord-Süd-Dialog. Mit den offenen Türen für
Kuba im SELA waren die ertraglosen, diplo-
matisch sogar katastrophalen sechziger Jahre
überwunden.

Diese vielfältigen Süd-Süd-Initiativen brach-
ten zwar einerseits für Kuba beträchtliches
Prestige in Afrika und Asien und letztlich so-
gar in Lateinamerika. Aber sein zur Expan-
sion der sowjetischen Machtsphäre beitragen-
des militärisches Engagement in Angola und
Äthiopien sowie die neuen Aktivitäten in der
Karibik — zu erwähnen ist hier insbesondere
die kubanische Unterstützung für die puerto-
rikanische Unabhängigkeitsbewegung — er-
wiesen sich kontraproduktiv für eine Fortfüh-
rung der Verständigung mit den USA. Zwar
unterzeichneten die beiden Nachbarn im
März 1977 ein (inzwischen von den USA wie-
der aufgekündigtes) Fischerei-Abkommen,
um offene Fragen, die sich aus der von den
beiden Staaten vorgenommenen Ausdehnung
ihrer Küstengewässer ergaben, zu entschär-
fen; auch eröffneten beide am 1. September
1977 in Havanna und Washington „Interes-
senvertretungen" als Ersatz für diplomatische
Beziehungen. Doch in der Folgezeit stagnier-
te der Annäherungsprozeß. Kubas Afrika-
Korps irritierte die USA ebenso wie die Frage
einer sowjetischen Kampfbrigade auf Kuba, so
daß die Carter-Administration trotz aller Fle-
xibilität gegenüber Lateinamerika aus sicher-
heitspolitischen Befürchtungen um die eigene
Position in der Großkaribik diese Möglichkeit
der Annäherung verstreichen ließ. Kuba wie-
derum opferte das Rapprochement mit den
USA bewußt der eigenen Afrika-Politik, die
zu geringen Kosten unerwartet hohe Ge-
winne einzubringen schien.

Die von den USA zur Bedingung für eine Nor-
malisierung der Beziehungen erhobene For-
derung der Beendigung der kubanischen Prä- •
senz in Afrika und der den US-Interessen ab-
träglichen Aktivitäten in der Karibik konnte
für die Kubaner kein Gegenstand für Ver-
handlungen sein, da sie den Verzicht hierauf
als Verrat am proletarischen Internationalis-
mus empfinden und den Verzicht auf die
dank des Afrika-Engagements stark erwei-
terte eigene Manövriermöglichkeit hinneh-
men hätten müssen. Die Carter-Administra-
tion wiederum fand sich nicht bereit, das ge-
gen Kuba verhängte Handelsembargo aufzu-
heben, was die Kubaner als Voraussetzung für
eine Normalisierung der Beziehungen be-
trachteten. Außerdem eröffnete das Jahr 1979
für Havanna unerwartete Möglichkeiten im
Großkaribischen Raum. Demnach begann
Afrika in den Hintergrund zu treten, während
die eigene Nachbarschaft an Bedeutung ge-
wann.



VI. Kubas Rückbesinnung auf den Großkaribischen Raum 1980 bis ?

Trotz der Konstanz in der revolutionären Au-
ßenpolitik Kubas läßt sich eine gewisse Pen-
delbewegung im Hinblick auf die Beziehun-
gen zu Lateinamerika—Karibik ausmachen.
Das kontinentale Lateinamerika nahm bis
1968 einen bevorzugten Platz ein, wobei die
kubanische Führung durch Unterstützung
castristischer Guerillagruppen politisch zu re-
üssieren hoffte. Diese erfolglose Strategie
wurde nach 1969 zugunsten anderer Taktiken
und Ziele — in Komplementarität mit den
Interessen der Sowjetunion — aufgegeben.
Keine Rolle spielte damals die Inselkaribik,
die sich gerade erst in der Endphase der Ent-
kolonialisierung befand.
Allerdings begannen die jungen englischspra-
chigen Karibik-Staaten Kuba während der
siebziger Jahre enorm zu interessieren ), so16 -
zusagen als Ersatz für den lateinamerikani-
schen Kontinent, von dem Havanna sich zu
enthalten lernte. Infolge der Sensibilitäten
dieser für die Vereinigten Staaten bedeu-
tungsvollen Sicherheitszone setzte Kuba da-
mals diplomatisch klug eigentlich nur sein In-
strumentarium der personellen Hilfe (Ärzte,
Lehrer, Techniker) und der Kulturpolitik ein.
Bewußt griff es dabei auf seine afrikanische
Verwurzelung zurück und legte die tastende
Karibikpolitik so weit als möglich in die
Hände schwarzhäutiger Diplomaten, Techni-
ker und Kulturpolitiker. Auch in dieser Hin-
sicht erreichten die Bemühungen ihren Gip-
felpunkt im Jahr 1979, als im Juli das karibi-
sche Kulturfestival CARIFESTA III in Ha-
vanna abgehalten wurde. (Übrigens hat diese
experimentelle Kulturpolitik in jenem Jahr
auch den aufsehenerregenden Dialog Kubas
mit jungen Exilkubanern ermöglicht.)17)
Zwar begannen einige konservative Mikro-
Staaten der Zone damals schon vor einer ku-
banischen Penetration zu warnen (Antigua, St.
Vincent), doch hinderte dies die selbstbewuß-
teren Einheiten (Trinidad & Tobago, Barbados)
trotz aller Vorbehalte gegenüber der Zucker-
insel nicht am Beibehalten der diplomati-
schen Beziehungen und führte (vor 1979) so-
gar zu guten Beziehungen mit Guyana und
Jamaika.
Die „kooperative Republik" Guyana (das frü-
here British-Guayana) brachte infolge ihrer
geographischen Abgelegenheit und wirt-

schaftlichen Brüchigkeit des Landes Kuba
nicht gerade einen Brückenkopf ein. Doch Ja-
maika unter dem radikalsozialistischen Mi-
chael Manley vom People's National Party
(PNP) ließ von 1976 bis 1980, als Manley wäh-
rend seiner zweiten Amtszeit die Wirtschafts-
politik Jamaikas auf den Kopf stellte, eine
quasi-revolutionäre Achse zwischen Havanna
und Kingston entstehen18). Diese Zusammen-
arbeit verunsicherte nicht nur die Vereinig-
ten Staaten, sie verwüstete überdies Jamaika,
das in eine bürgerkriegsähnliche Auseinan-
dersetzung schlitterte — wirtschaftlich und
ideologisch. Die Wahlen von 1980, die dem
PNP eine verheerende Niederlage bescher-
ten, beendeten dieses Kapitel. (Übrigens wur-
zelt in dieser Erfahrung das Mißtrauen der
mittelamerikanisch-karibischen Revolutio-
näre vor Wahlen, weil Jamaika demonstriert
hatte, wie eine „Revolution" an der Wahlurne
scheitern kann.) Amtsnachfolger Eddy Seaga,
Jamaikas Premier seit 1980, verringerte Ku-
bas Präsenz in Kingston drastisch und steu-
erte sein Land in die Umarmung Washing-
tons.
Das Jamaika des Jahres 1980 hat somit Kuba
die erste sichtbare Störung seiner revolutio-
nären Außenpolitik eingebracht und damit
belegt, daß der großkaribische Raum keine
leichten und risikoniedrigen Erfolge zuläßt
wie das weit entfernte Afrika.
Allein, Jamaika ließ sich für Kuba verschmer-
zen, weil 1979/80 eine ganz neue Situation
eintrat. Zunächst einmal erklomm Fidel
Castro mit der Ausrichtung des Gipfeltreffens
der Blockfreien im September 1979 in Ha-
vanna den bisherigen Höhepunkt aller außen-
politischen Bemühungen entlang der Süd-
Süd-Achse. Allerdings begannen sich schon
unmittelbar danach die Widersprüche und
Kosten dieser Politik zu zeigen, so daß Kuba
seither erkennbar in die Defensive gedrängt
wurde. Offensichtlich erschien jedoch der ku-
banischen Führung der Preis attraktiv genug,
um den hohen Einsatz im großkaribischen
Raum dennoch zu wagen ).19

Die Wegscheide bildet das Jahr 1979. Mit
dem Sieg der Sandinisten in Nicaragua, dem
Putsch des New Jewel-Movement auf Gre-



nada und dem linksnationalistischen Militär-
coup in Surinam kippte die von den Vereinig-
ten Staaten so sorgsam gehütete Stabilität
und Homogenität der Zone um. Prompt trat
ein, was Washingstons Sicherheitspolitiker
immer befürchtet hatten: Eine Vielzahl von
Akteuren und Konkurrenten strömte ein!20 )
Ideologischer Pluralismus, Heterogenität und
Instabilität bilden seither die neue Konstella-
tion, die gerade Kuba Möglichkeiten bietet21 ).
Gleichzeitig aber verschlechtern sich für Ha-
vanna die Rahmenbedingungen für seine Au-
ßenpolitik, weil das Scheitern der Detente,
die Afghanistan-Krise und die daraus resul-
tierende Verschärfung des Ost-West-Gegen-
satzes die Toleranzgrenzen des internationa-
len Systems für kleine Staaten verengte. Zu-
sätzlich verschmälert wurden sie durch den
Amtsantritt Präsident Reagans im Januar
1981, da an seiner antikommunistischen Ein-
dämmungspolitik kein Zweifel bestehen
konnte. Trotzdem entschloß sich die kubani-
sche Führung 1980 zur sichtbaren Erhöhung
des eigenen Profils im karibischen Becken
und erreichte, daß prompt alle an der Zone
interessierten Akteure ihre „geopolitischen
Streitäxte“ hervorholten.
Um die Sicht Washingtons darzustellen, ge-
nügt es, nur eine offizielle Stellungnahme zu
zitieren22 ): „Today the peace and security of
the Caribbean Basin are deeply threat-
ened .. .by a web of political violence, econo-
mic collapse and Cuban support for Subver-
sion .. .Timing the move to exploit.. .vulnera-
bilities, Cuba has mounted a campaign to
establish Marxist-Leninist dictatorships in
both Central America and the Caribbean. Be-
ginning in 1978, Fidel Castro redoubled his
efforts to discredit Basin governments, ridi-
cule democracy and glorify armed violence."

Alle Akteure23 ) im mittelamerikanisch-karibi-
schen Raum können einer von drei möglichen
Gruppierungen zugeordnet werden (mit Ver-

änderungen und Verschiebungen zwischen
den Gruppen über die Zeit hinweg): (siehe
Tabelle Seite 34)

Aus der Perspektive der revolutionären
Achse kam Kuba mit Surinam nicht unbe-
dingt zurecht; auch dann nicht, als im Dezem-
ber 1982 Oberst Desi Bouterse die internen
Machtkämpfe momentan für sich entscheiden
konnte. Aber Grenada und Nicaragua — letz-
teres wiederum mit einem starken Interesse
am politisch-militärischen Sieg der bewaffne-
ten Volksopposition in El Salvador — boten
Kuba aussichtsreiche Möglichkeiten, mittels
erzieherischer, medizinischer, technischer
und militärischer Kader die Art von Revolu-
tionsunterstützung und Revolutionsstabilisie-
rung anzubieten, die in Afrika fast zwei Deka-
den lang erprobt worden waren.
Jedoch spielte sich das jüngste Kapitel kuba-
nischer Revolutionshilfe in einer für die Ver-
einigten Staaten hochsensiblen Sicherheits-
zone ab, so daß Gegenzüge zu erwarten wa-
ren. Auf diese Weise betrat Kuba brüchiges
Terrain, denn die bisherigen Engagements,
einschließlich der massiven Afrika-Präsenz
seit 1975, wurden immer zu einem überschau-
baren Risiko und vor allem mit eindeutigen
Gewinnchancen eingegangen. In Grenada
und Nicaragua jedoch sank die Gewinn-
chance bei gleichzeitig hochschnellenden Ko-
sten und Einsatzrisiken.
Zwar konnte die Reagan-Administration we-
gen der legislativen Kontrollen des US-Kon-
gresses über die Präsidentschaft keine offene
Interventionspolitik einleiten (so daß die ur-
sprünglichen ÜS-Mittelamerika- und Karibik-
Designs des „going to the source"24 ) archiviert
werden mußten), aber den Akteuren im revo-
lutionären Lager wurden zunehmend höhere
Kosten in einer immer feindseligeren Umwelt
aufgebürdet.
Darunter litt nicht nur Kubas Profil in Süd-
amerika (Kolumbien zum Beispiel „suspen-
dierte" im März 1981 wegen angeblicher Un-
terstützung der M-19-Guerilla die Beziehun-



gen zu Havanna25) ), sondern sogar das tradi-
tionell freundschaftliche Verhältnis zu Me-
xiko unterlag diesem Verschleiß. Daß Fidel
Castro die Einladung zum entwicklungspoliti-
schen Gipfel in Cancun 1981 verwehrt wurde,
ist ein Indiz dafür, daß Kubas Führungsrolle
im Lager der Blockfreien — nicht zuletzt we-
gen der aus der Afghanistan-Krise entwach-
senen Widersprüche — minimiert wurde.

25) über Kolumbiens Rolle in der Containment-Po-
litik der Vereinigten Staaten für Mittelamerika-
Karibik bis Antritt der Betancur-Regierung (August
1982) siehe G. Drekonja, Colombia: Learning the
Foreign Policy Process, in: Journal of Interamerican
Studies and World Affairs, 25 (1983) 2.

Schließlich knickte im Oktober 1983 mit der
US-Intervention auf Grenada ein Standbein
der kubanischen Politik für das Karibische
Becken ein, und zwar für Washington risiko-
niedrig wegen der blutigen Konfliktaustra-
gung in der New-Jewel-Revolutionsführung

zwischen Premier Maurice Bishop und der
prosowjetischen Bernard-Coard-Fraktion ).26

Belastet von dieser offensichtlichen Nieder-
lage und zurückgedrängt auf die bilaterale
Kooperation mit dem sandinistischen Nicara-
gua, gab sich Kuba alle Mühe, sein Profil in
Mittelamerika zu versachlichen, Verhand-
lungsvorschläge gutzuheißen, Personal zu-
rückzuführen und sich überhaupt in Verteidi-
gungsstellung auf Kuba einzuigeln27 ). Havan-

26) Siehe die Dokumentation „Die Grenada-Inva-
sion" der Dokumentations-Stelle Lateinamerika, In-
stitut für Iberoamerika-Kunde, Hamburg 1983,
Nr. 19/20.
27) „In a recent interview, Cubas vice-minister of
foreign relations, Ricardo Alarcbn, told us that Ha-
vana has definitively ruled out the possibility of
military Intervention in Central America, in spite
of Cuban expectations of ever-increasing US pres-
sure on the region.“ In: Latin America Regional
Reports — Caribbean Report vom 20. Januar 1984,
S. 2.



nas Besorgnis, ein zweites Supermächteab-
kommen nach dem Muster vom Oktober 1962
könne auch diesmal über den eigenen Kopf
hinweg ausgehandelt werden28 ), mag eine der

3) „The Soviets have already achieved far more
of their Strategie objectives in Latin America than
did the Nazis before World War II." R. S. Leiken,
Eastern Winds in Latin America, in: Foreign
Policy, (1981) 42.

Begründungen für die Politik der diplomati-
schen Mäßigung sein, wie Kuba sie seit dem
Herbst 1983 praktiziert.

Kuba, der kleine Staat mit der Außenpolitik
eines großen29 ), verfolgte ein Vierteljahrhun-
dert eine revolutionsunterstützende Strate-
gie, agierte jedoch auf der Basis einsichtiger
Kalküls berechenbar. „Abenteurertum" kann
Kuba eigentlich nur während der frühen
sechziger Jahre vorgeworfen werden, als Ha-
vanna die castristische Guerilla in zahlrei-
chen Staaten Lateinamerikas unterstützte. Im
Gefolge der „Institutionalisierung der Revolu-
tion" pendelte sich auch die Außenpolitik auf
einsichtigere Muster ein. Die Intensivierung
des kubanischen Engagements in Afrika 1975
hätte demnach keine brüske Überraschung
bringen dürfen, weil solches der sogar in der
kubanischen Verfassung verankerten Ma-
xime des proletarischen Internationalismus
entsprach. Ebensowenig darf überraschen,
daß Kuba seit 1979/80 seine Chance in der
Inselkaribik und in Mittelamerika wahrnahm,
als Grenada und Nicaragua dafür günstige
Voraussetzungen boten.
Als Einübung hierfür diente die Art von Ko-
operations- und Kulturpolitik, die Kuba wäh-
rend der siebziger Jahre in der Inselkaribik
aufgebaut hatte. War 1979/80 einmal die prin-
zipielle Entscheidung gefallen, das eigene
Profil in Mittelamerika und in der Karibik zu
erhöhen, wurde konsequent, geradlinig und
für die Weltöffentlichkeit relativ transparent
gehandelt. Zusätzlich verstärkt wurde Kubas
Bereitschaft für das neue Engagement im Ka-
ribischen Becken dank der Einsicht, lebendi-
ger Teil dieser Zone zu sein30 ).

VII. Markierungen•

Aus kubanischer Sicht wurde dabei der Bo-
gen nirgends überspannt — auch nicht mit
dem Bau des Großflughafens auf Grenada.
Doch der schroff antikommunistischen Rea-
gan-Administration, die alle „totalitären Mar-
xisten" in der Zone beseitigen will, um zur
stabilen Homogenität der Zeit vor 1979 zu-
rückzukehren, war dies alles Provokation ge-
nug. Jedoch hat Kuba das innerhalb kürzester
Zeit enorm angestiegene Risiko für die ei-
gene Revolution erkannt und igelt sich des-
halb seit Herbst 1983 in eigenen Verteidi-
gungsstellungen ein. Es ist deshalb auch be-
reit, Verhandlungslösungen vom Typ „Conta-
dora" zuzustimmen — sofern dabei das über-
leben der sandinistischen Revolution gewähr-
leistet erscheint. Gerade dies aber will die
Reagan-Administration vermeiden. So er-
scheint es höchst fraglich, ob die Vereinigten
Staaten Kubas taktischen Rückzug honorie-
ren wollen. Nicht einmal der akademische
Kissinger-Report31 ), da pointiert sicherheits-
politisch argumentierend, diagnostiziert in
dieser Hinsicht eine Möglichkeit für Arran-
gements. Statt dessen legt der Kissinger-Re-
port Wert darauf, zu zeigen, wie Kuba, an-
statt nach 1962 neutralisiert zu werden, seine
revolutionäre Penetrationskapazität verviel-
fachte32).

Dementsprechend läßt sich die mittelameri-
kanisch-karibische Krise unter den gegenwär-



tigen Umständen im besten Fall einfrieren,
aber auf keinen Fall entschärfen33 ).



Josef Thesing

Wandel im karibischen Raum

L Einleitung

Seit 1959 ist der Karibische Raum zu einem
neuen Konfliktfeld in der internationalen Po-
litik geworden. Mit der Übernahme der
Macht durch Fidel Castro in Kuba steht die
traditionelle Sicherheitspolitik der USA vor
besonderen Schwierigkeiten. Die permanente
Bedrohung, die von Kuba ausgeht, hat sich
durch die revolutionäre Veränderung in Nica-
ragua im Jahre 1979 verstärkt. Spätestens seit
der Entwicklung in Grenada im Oktober 1983
ist diese Gefahr von den Nachbarstaaten und
den USA zum Anlaß genommen worden,
Kuba und der Sowjetunion die Grenzen ihrer
Subversionspolitik vor Augen zu führen.
Die Länder im Karibischen Raum sind aber
nicht nur wegen sicherheitspolitischer Inter-
essen der USA zu einem neuen Konfliktfeld
der internationalen Politik geworden. Viel-
mehr bildet ihre innenpolitische Verfassung,
namentlich eine wirtschaftliche, soziale und
politische Entwicklung, die durch krasse Ge-
gensätze dokumentiert wird, die eigentliche
Ursache der politischen Instabilität. Ein Wan-
del ihrer inneren Verhältnisse ist unverkenn-
bar. Diese sollen in einem allgemeinen, not-
gedrungen kurzen Überblick beschrieben,
analysiert und bewertet werden.
über das, was der Begriff Karibischer Raum
umfaßt, gibt es keine einheitliche Meinung ).
Das ist nicht verwunderlich, weil die Unter

1

-
schiede in den einzelnen Ländern zu groß
sind. In der Karibik leben etwa 32 Millionen
Menschen, davon allein in der Dominikani-
schen Republik, Haiti, Jamaika, Kuba und Pu-
erto Rico mehr als 26 Millionen. Daneben gibt

es selbständige Länder wie St. Lucia mit
125 000, Dominica mit 82 000 Einwohnern,
nicht zu sprechen von den kleinen Inseln wie
den Cayman-Islands mit 13 000 Einwohnern
oder den Turks- und Caicos-Islands mit 6 000
Einwohnern. Weitere charakteristische Merk-
male sind die großen Unterschiede in Bevöl-
kerungsdichte und Pro-Kopf-Einkommen. Die
Vielfalt wird durch die ethnischen Unter- .
schiede in der Bevölkerungsstruktur verdeut-
licht. Minderheiten europäischen Ursprungs
leben zusammen mit Kreolen, Schwarzen und
asiatischen Minderheiten. Es werden vier eu-
ropäische Kolonialsprachen gesprochen: Eng-
lisch, Spanisch, Französisch, Niederländisch
— Ausdruck für die koloniale Durchdringung
des Karibischen Raums durch europäische
Mächte, denn lange Zeit war die Herrschaft
über diese Gebiete für die europäische Politik
eine sehr wichtige Machtfrage.
Auch Armut und Reichtum sind mit ein-
drucksvollen Unterschieden vertreten. In
Haiti ist das Elend vergleichbar mit dem
Elend in einigen afrikanischen Ländern, wäh-
rend in Trinidad & Tobago und Barbados die
Lebensbedingungen über dem Durchschnitt
liegen.
Für unsere Zwecke verwenden wir den Be-
griff des Karibischen Raumes und der Karibik
für die Darstellung der Entwicklung in den
selbständigen Staaten und abhängigen Terri-
torien. Diese werden wie folgt aufgeteilt:

a) selbständige Staaten:
Antigua und Barbuda, Bahamas, Barbados, Be-
lize, Dominica, Dominikanische Republik,
Grenada, Guyana, Haiti, Jamaika, Kuba, St.
Kitts-Nevis, St. Lucia, St. Vincent und Grena-
dines, Surinam, Trinidad und Tobago;
b) abhängige Territorien:
von Großbritannien abhängige Gebiete: An-
guilla, Montserrat, Cayman-Islands, Turks-
und Caicos-Islands, Virgin-Islands;
von Frankreich abhängige Gebiete: Franzö-
sisch Guayana, Guadeloupe, Martinique;



von den Niederlanden abhängige Gebiete:
Aruba, Bonaire, Curacao, Saba, St. Eustatius,
St. Maarten;
von den USA abhängige Gebiete: Puerto Rico,
Virgin-Islands, Guantänamo.

Zugegebenermaßen ist das eine eher nach po-
litischen Kriterien vorgenommene Auftei-
lung; sie ist aber hilfreich, um im folgenden
mit Fakten, Daten und Analysen die Situation
zu beschreiben.

II. Länder, Bevölkerung, Strukturen

Die Karibik ist von der Natur sehr ver-
schwenderisch ausgestattet worden. Klima
und Boden sind gut, die Gewässer enthalten
reichliche Fischgründe. Auch die Bedingun-
gen für den Tourismus sind in den meisten
Ländern geradezu ideal. Doch die unbere-
chenbare Natur stört dieses Paradies immer
wieder durch Hurrikane, die, wie in den letz-
ten Jahren in Dominica, verheerende Verwü-
stungen anrichten. Im nachfolgenden sollen
einige Zahlen und Daten die strukturellen
Probleme verdeutlichen, mit denen die Län-
der und Inseln zu kämpfen haben. Dabei wird
Kuba ausgenommen, weil dessen Entwick-
lung gesondert behandelt wird.

Die Bevölkerung im Karibischen Raum
wächst in den meisten Ländern zu schnell.
Viele Länder und Inseln sind übervölkert. Das
gilt für Grenada, Barbados, Antigua und Bar-
buda, Jamaika, Haiti, St. Lucia, Puerto Rico, St.
Vincent und Grenadines ebenso wie für Trini-
dad & Tobago. Dagegen steht genügend Raum
für die Menschen in Surinam, Guyana und
Belize zur Verfügung. Die Übervölkerung in
einigen Ländern und Inseln hat dazu geführt,
daß eine sehr starke Abwanderung erfolgt.
Viele Bewohner der Karibik ziehen es vor, in
den USA eine Lebensexistenz zu suchen oder
nach Großbritannien auszuwandern. Vor al-
lem die gebildete Schicht macht davon Ge-
brauch. Für die Entwicklung der einzelnen
Länder hat das nachhaltige Folgen, da wich-
tige Positionen nicht mehr mit qualifiziertem
Personal besetzt werden können. Da das Be-
völkerungswachstum für die meisten Länder
zu hoch ist, fehlen andererseits Arbeitsplätze,
die neu und zusätzlich geschaffen werden
müßten. Die finanziellen Mittel der Regierun-
gen reichen nicht aus, um den Bildungsstand
der Bevölkerung zu heben. Soziale Fürsorge
muß zwangsläufig vernachlässigt werden. In
Haiti wird diese Situation besonders deutlich;
hier beträgt das durchschnittliche Lebensal-
ter nur 53 Jahre. Ähnliche Entwicklungen
gibt es in Belize, in der Dominikanischen Re-

publik, in St. Kitts-Nevis, St. Lucia, St. Vincent
und Grenadines.
Die Wirtschaftsstruktur wurde in den mei-
sten Ländern in der Kolonialzeit festgelegt.
Da man die Plantagenwirtschaft sehr extensiv
betrieb und die Ureinwohner einem schnellen
Ausrottungsprozeß zum Opfer fielen, mußten
aus Afrika Sklaven importiert werden, die als
billige Arbeitskräfte auf den Plantagen arbei-
teten. Nachdem England 1834 die Sklaverei
aufgehoben hatte, wurden die schwarzen
Sklaven durch indische und malaiische Kon-
traktarbeiter ersetzt, die vornehmlich in den
niederländischen und britischen Besitzungen
seßhaft wurden. An der Besitzstruktur hat
sich seither wenig geändert. Der landwirt-
schaftlich nutzbare Boden steht einer kleinen
Schicht zur Verfügung, während die früheren
Sklavenarbeiter sich als Kleinbauern seßhaft
machten, die über das eigene Existenzmini-
mum hinaus wenig produzieren. In den mei-
sten Ländern ist die Infrastruktur unzurei-
chend und es fehlt zudem an einer Vermark-
tung der Produkte.
Die Wirtschaftsstruktur ist aufgebaut auf
Landwirtschaft, Bergbau und Tourismus, wo-
bei die kolonialen Nachwirkungen unver-
kennbar sind. Sie machen sich in der Bevölke-
rungsstruktur sowie in der sozialen Organisa-
tionsform bemerkbar.
Auch der Karibische Raum wird von den
Grundproblemen der Weltwirtschaft nicht
verschont. Das wirtschaftliche Wachstum ist
ebenso wie der Außenhandel stark zurückge-
gangen, wobei insbesondere die hohen Zinsen
das Wirtschaftswachstum beeinträchtigen. Da
die Länder der Karibik zum großen Teil vom
US-Dollar abhängig sind, trifft sie dessen Auf-
wertung spürbar. Die wirtschaftliche Entwick-
lung in den USA und in den europäischen
Ländern hat auch negative Auswirkungen auf
den Tourismus.
In allen Ländern ist der Anteil der Landwirt-
schaft am Bruttoinlandsprodukt sehr hoch.





Besonders vom Weltmarktpreis stark abhän-
gige Produkte wie Zucker, Kaffee, Kakao, Ba-
nanen und sonstige tropische Früchte werden
angebaut. Da es weltweit ein Überangebot an
Zucker gibt, sind die Exporterlöse für dieses
Produkt in den letzten Jahren sehr stark zu-
rückgegangen. Andererseits müssen die mei-
sten Länder, mit Ausnahme von Trinidad &
Tobago, das Erdöl und Erdölprodukte expor-
tiert, Erdöl einführen, erhalten aber immer

weniger Erlöse für ihre Exporte. Angesichts
dessen, daß sie immer mehr für die notwendi-
gen Importe zahlen müssen, ist ihre Außen-
handelsbilanz in den letzten Jahren zuneh-
mend negativer geworden.

Nachfolgende Übersicht gibt einen Überblick
über den Anteil wichtiger Exportprodukte am
Gesamtexport für einige ausgewählte Län-
der:



von 30—40%. Wegen mangelnder finanzieller
Mittel sind sie nicht in der Lage, die sozialen
Vorsorgeprogramme zu finanzieren. Die Kin-
dersterblichkeit ist hoch und die ärztliche

Versorgung mehr als unzureichend. Auch der
Bildungsstand der Bevölkerung ist teilweise
mehr als lückenhaft. Die Anzahl der Analpha-
beten steigt.

Besonders faszinierend im Karibischen Raum
ist die kulturelle Vielfalt, die oft auch auf
einer deutschen, dänischen, jüdischen, polni-
schen, indischen, arabischen und asiatischen
Abstammung beruht. Die rassische Vielfalt
hat ein Völkergemisch hervorgebracht, das
auch in den Sprachen einen besonderen Aus-
druck findet. Neben den europäischen Spra-
chen Englisch, Französisch, Spanisch und
Niederländisch haben sich eigene Sprachen
herausgebildet (z. B. Papiamento). Auch die
Religionszugehörigkeit ist sehr vielfältig. Ka-
tholiken und Protestanten lebten mit Ange-
hörigen arabischer und indischer Religionen
zusammen. Die Verschmelzung von afrikani-
schen und europäischen Kulturelementen
brachte eine eigene Kultur hervor. Das „Creo-

le" ist hier nur ein Synonym für die Verbin-
dung von Symbolen, Ritualen und Verhaltens-
weisen aus afrikanischen Naturreligionen
und europäischen christlichen Lebenseinstel-
lungen. Besondere Kultformen haben sich
herausgebildet; in Haiti existiert der Voodoo
neben dem Katholizismus in einer eigenarti-
gen Weise.

' Trotz seiner Vielfalt, Widersprüchlichkeit
und Eigenartigkeit ist der Karibische Raum
unverkennbar ein eigenständiges Gebilde in-
nerhalb Lateinamerikas.
Die politische Struktur im Karibischen Raum
ist geprägt von kulturellen, sozialen und wirt-
schaftlichen Elementen. In den englischspra-
chigen Gebieten ist der britische Einfluß
überdeutlich; hier könnte sich der Parlamen-
tarismus besonders gut entwickeln. Im kras-
sen Gegensatz dazu steht die „dynastische Be-
reicherungsdiktatur" in Haiti, zweifellos das-



jenige System, welches am deutlichsten von
den Interessen einer Familie bestimmt wird.
Kuba wiederum bildet durch seine politische
Struktur als totalitärer Einparteienstaat einen
Fremdkörper in diesem Raum, denn in einem
Land, in dem das Volk total überwacht und
organisiert wird, gibt es keine Entfaltungs-
spielräume für die Eigenarten des kubani-

sehen Volkes. Auch die Militärdiktatur von
Desi Bouterse in Surinam will nicht so recht
in das Bild passen, das in den letzten Jahren
von einer zunehmenden eigenständigen de-
mokratischen Entwicklung in den meisten
Ländern des Karibischen Raumes geprägt
wurde. Dies gilt gleichermaßen für Guyana, in
dem James Burnham ein Präsidialsystem ge-
schaffen hat, das eher den Caudillo-Traditio-
nen südamerikanischer Diktatoren ent-
spricht.



Die dargestellten Orientierungsdaten ver-
deutlichen die Vielfalt und Widersprüchlich-
keit sowie einen außerordentlich starken
Wandel in der Karibik, deren Staaten und
Länder sich in einem sehr dynamischen Pro-
zeß der Veränderung befinden. Die Ursachen
der Instabilität sind in den meisten Ländern
überwiegend innenpolitischer und innenge-
sellschaftlicher Natur. Kennzeichen sind hier

insbesondere große kulturelle, soziale und
wirtschaftliche Unterschiede und Ungerech-
tigkeiten, die den Boden für gewaltsame Ver-
änderungen bilden können. Eine Gefahr ist
darin zu sehen, daß die Kubaner und Sowjets
als Mitspieler von außen versuchen, diese in-
nere Situation für ihre strategischen Ziele
auszunutzen.
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III. Die Entwicklung in den einzelnen Ländern )6

1. Antigua und Barbuda

Die Inseln sind am 1. November 1981 unab-
hängig geworden. Sie umfassen die Inseln
Antigua (280 qkm, 76 400 Einwohner), Bar-
buda (160 qkm, 1 600 Einwohner) und Re-
donda (2 qkm, unbewohnt). Der Tourismus ist
der wichtigste Wirtschaftszweig, der 60% der
Arbeitsplätze sichert. Daneben hat die Land-
wirtschaft (Baumwolle, Mais, Gemüse) eine
gewisse Bedeutung. Die Arbeitslosigkeit ist
sehr hoch und erreicht mehr als 40%. Seit den
Wahlen vom 24. April 1980 regiert die „Anti-
gua Labour Party" mit 13 von 17 Sitzen im Par-
lament. Die Oppositionspartei „Progressive
Labour Movement" hat drei Sitze, der für Bar-
buda reservierte Sitz ging an einen Unabhän-
gigen. Regierungs- und Oppositionspartei ver-
treten einen gemäßigten sozialdemokrati-
schen Kurs und betreiben eine prowestliche
Politik.

2. Bahamas

Das Staatsgebiet besteht aus mehr als 700 In-
seln. Der demographische Zuwachs beläuft
sich auf jährlich 2,4%. Während die Wirt-
schaft sehr stark vom Tourismus abhängt,
spielen Landwirtschaft und Industrie eine un-
tergeordnete Rolle. Am 10. Juni 1982 gewann
Premierminister Lynder Oscar Pindling, der
das Land seit 17 Jahren regiert, mit seiner
„Progressive Liberal Party" (PLP) die Parla-
mentswahlen. Die PLP gewann 32 der 43 Sit-
ze, das oppositionelle „Free National Move-
ment" erhielt elf. Die linksgerichtete „Vangu-
ard Nationalist and Socialist Party" blieb ohne
Mandat. Pindling betreibt eine konservative,
prowestliche Politik. Allerdings kontrolliert
er aufmerksam ausländische Investitionen.
Der Landerwerb durch ausländische Käufer
wurde stark eingeschränkt.

3. Barbados

Die Insel erlangte 1966 ihre Unabhängigkeit.
Sie wird von 270 000 Menschen bewohnt. Der

Tourismus ist nach wie vor der wichtigste
Wirtschaftszweig, die Industrie ist etwas ge-
wachsen. Im Vergleich zu anderen Inseln ist
der Lebensstandard auf Barbados recht hoch.
Am 18. Juni 1981 fanden die letzten Parla-
mentswahlen statt. Premierminister Tom
Adams gewann mit seiner „Barbados Labour
Party" 17 Mandate, die oppositionelle „Demo-
cratic Labour Party", die eine stärker linksli-
berale und nationalistische Politik vertritt, er-
hielt die restlichen zehn Sitze im Parlament.
Adams vertritt einen rechtsliberalen Kurs,
der in der Außenpolitik prowestlich markiert
ist.

4. Belize

Belize erlangte am 21. September 1981 die
Unabhängigkeit, wobei die Entwicklung
hierzu wegen der bestehenden Grenzstreitig-
keiten mit Guatemala zunächst lange verzö-
gert wurde. Das Land ist noch dünn besiedelt.
Der Anteil der Urbevölkerung, der Maya-In-
dianer, an der Gesamtbevölkerung beträgt
noch 13%. Land- und Forstwirtschaft bilden
die wirtschaftliche Grundlage (Zuckerrohr,
Zitrusfrüchte). Am 21. November 1979 ge-
wann die „People’s United Party" (PUP) die
letzten Parlamentswahlen. Dominierender
Führer dieser Partei ist Premierminister Ge-
orge C. Price. Die PUP gewann 13 der 18 Sitze
im Parlament; die „United Democratic Party"
bekam fünf Mandate und bildet die Opposi-
tion. Price vertritt eine nationalistische Poli-
tik, die geprägt ist von vagen wirtschaftlichen
Vorstellungen, durchsetzt mit sozialistischen
Fragmenten. Fidel Castro hat einem unabhän-
gigen Belize Unterstützung angeboten, so daß
Price mit guten Beziehungen zu Kuba liebäu-
gelte, während er sich in seiner Außenpolitik
gegenüber den USA eher zurückhaltend ver-
hält.

5. Dominica
Das Land erhielt am 3. November 1978 seine
Unabhängigkeit. Wirtschaftlich befindet sich
die Insel in einer schwierigen Situation. Wir-
belstürme haben in den letzten Jahren ver-
heerende Verwüstungen angerichtet. Die Ba-
nanenproduktion, die für den Export große
Bedeutung hatte, wurde fast vollständig zer-
stört. Die Arbeitslosenquote liegt bei über
40%. Auch die Lebenshaltungskosten sind ge-
waltig gestiegen. Am 21. Juli 1980 fanden die
letzten Wahlen statt. Die von Eugenia Char-



les, einer resoluten Rechtsanwältin, geführte
„Dominica Freedom Party" errang mit einem
Anteil von 17 der 21 Parlamentssitze einen
überzeugenden Sieg, während die frühere Re-
gierungspartei „Dominica Labour Party", die
das Land zwanzig Jahre regiert und herunter-
gewirtschaftet hatte, noch zwei Sitze erhielt,
zwei weitere Sitze verblieben unabhängigen
Kandidaten. Eugenia Charles verfolgt eine
pro-westliche Politik.

6. Dominikanische Republik
Die jüngste Geschichte der Dominikanischen
Republik ist wesentlich durch die 30jährige
Amtszeit des Diktators Trujillo bestimmt wor-
den. Nachdem dieser 1961 ermordet wurde,
fanden 1962 die ersten freien Wahlen statt.
Sie wurden von Juan Bosch mit seiner refor-
mistischen „Partido Revolucionario Dominica-
no“ (PRD) gewonnen, der nur sieben Monate
amtierte und durch einen Militärputsch ge-
stürzt wurde. Der sich anschließende Bürger-
krieg wurde 1965 durch die Intervention ame-
rikanischer Truppen beendet. Danach regier-
te bis 1978 Präsident Joaquin Balaguer, der
eine bewußt antikommunistische und pro-
westliche Politik verfolgte. Am 16. Mai 1982
fanden die letzten Präsidentschafts- und Par-
lamentswahlen statt, die die gemäßigte sozial-
demokratische PRD gewann. Neuer Präsident
wurde Salvador Jorge Blanco, der ein Reform-
programm, das wirtschaftliche Opfer vorsieht,
verkündete, da der Import des lebensnotwen-
digen Erdöls durch den Erlös des Exports von
Zucker nicht mehr finanziert werden kann.
Alternative Energiequellen sollen erschlos-
sen, Investitionen sollen erleichtert werden,
eine Steuer- und Finanzreform ist geplant,
ebenso eine Reduzierung der Ausgaben. Wei-
terhin sollen die Arbeitslosigkeit, die die
25 %-Marke überschritten hat, bekämpft, die
Inflation reduziert, der Export von Agrarpro-
dukten erhöht und der Tourismus nachdrück-
lich gefördert werden. Außenpolitisch tritt
Präsident Blanco für eine enge wirtschaftliche
und politische Zusammenarbeit mit den USA
ein. Er sprach sich gegen die sofortige Auf-
nahme von diplomatischen Beziehungen zu 
Kuba aus. Die Streitkräfte, wichtigster Macht-
faktor im Lande, sicherten ihm volle Unter-
stützung zu. Mit diesem Programm übernahm
Salvador Jorge Blanco am 16. August 1982 die
Bürde des Präsidentenamtes.
7. Grenada

Die Insel, die im Oktober 1983 weltweites
Aufsehen erlangte, wurde am 7. Februar 1974

unabhängig. Wirtschaftlich ist die Muskatnuß
das wichtigste Exportprodukt, auch der Tou-
rismus ist ein bedeutender Wirtschaftsbe-
reich. Ein politischer Wandel vollzog sich, als
am 13. Mai 1979 Premierminister Eric Gary,
der das Land diktatorisch regiert hatte, von
dem Führer der sozialistischen Oppositions-
partei „New Jewel (Joint Endeavour for Wel-
fare, Education and Liberation) Movement",
Maurice Bishop, durch einen Putsch gestürzt
wurde. Bishop verfolgte einen sozialistischen
und kubafreundlichen Kurs. Wahlen fanden
nicht mehr statt. In der Wirtschaftspolitik
steuerte er einen gemischten Kurs zwischen
privatwirtschaftlichen und sozialistischen
Maßnahmen. Außenpolitisch wurde die Bin-
dung an Kuba und andere sozialistische Län-
der zunehmend enger. Mit kubanischer Hilfe
wurde ein internationaler Flughafen (Point
Salines Airport) mit einer drei km langen
Landebahn gebaut, von dem die USA befürch-
teten, daß er zu einem Zwischenlandeplatz
für kubanische und sowjetische Truppen-
transporte auf dem Wege nach Afrika werden
könnte. Die einseitige Ausrichtung Grenadas
auf Kuba führte zu einer Isolierung in der
eigenen Region und gegenüber den USA. Bi-
shop ließ politische Gegner verhaften und fol-
tern und verbot regierungsfeindliche Publika-
tionen. Es gelang ihm nicht, die wirtschaftli-
chen Probleme zu lösen. Die Arbeitslosigkeit
erreichte 1981 mehr als 40%. Bishop selbst
sah sich auch im eigenen Lager immer stärke-
rer Kritik ausgesetzt. Am 19. Juni 1980 ent-
ging er einem Attentat, das drei Tote und 20
Verletzte forderte. Die Entwicklung erreichte
ihren Höhepunkt am 14. Oktober 1983, als
Maurice Bishop vom Zentralkomitee des
NJM seiner Ämter enthoben und am 19. Ok-
tober 1983 erschossen wurde7). Sein Rivale in
der Partei, Bernard Coard, ein Vertreter des
orthodoxen marxistischen Flügels des NJM,
der gute Verbindungen zu Kuba hatte, ver-
suchte in diesen Tagen die Macht an sich zu
reißen und beschuldigte Bishop, zu pragma-
tisch gegenüber dem Privatsektor vorzuge-
hen. Am Tage der Erschießung Bishops wurde
die 1979 gebildete Revolutionäre Volksregie-
rung aufgelöst und ein 16köpfiger Revolutio-
närer Militärrat gebildet.
Die Nachbarstaaten Barbados, Jamaika und
Dominica erkannten die Militärregierung



nicht an. Am 21. Oktober 1983 forderten sechs
der sieben Mitgliedstaaten der „Organization
of Eastern Caribbean States" (OECS) die USA
zu einem militärischen Eingreifen in Grenada
auf. Auf der Tagung der CARICOM-Staaten
am 22. und 23. Oktober 1983 wurde der Mili-
tärrat in Grenada als eine Bedrohung für die
karibische Region bezeichnet. Jamaika, Bar-
bados und andere kleine Inselstaaten befür-
worteten eine militärische Intervention. Am
23. Oktober 1983 ersuchten fünf Mitgliedstaa-
ten der OECS die USA, eine gemeinsame An-
strengung zu unternehmen, um auf der Insel
Ordnung und Demokratie wiederherzustel-
len.

In den Morgenstunden des 25. Oktober 1983
landeten 1900 amerikanische Soldaten als
Teil einer multinationalen Truppe zusammen
mit 300 Soldaten aus einigen karibischen Län-
dern auf Grenada. Die USA begründeten die
Intervention mit der Bedrohung von Leib und
Leben von rd. 1 000 US-Bürgern auf der Insel.
Außerdem sollten Chaos verhindert und die
Wiederherstellung von Recht und Ordnung
und der demokratischen Institutionen er-
reicht werden. Die etwa 750 kubanischen
Kräfte, die bestens bewaffnet und ausgebildet
und als Bauarbeiter eingesetzt waren, leiste-
ten zunächst heftigen Widerstand, mußten
aber schließlich gegenüber der verstärkten
Übermacht kapitulieren. Die Bevölkerung
Grenadas begrüßte die Intervention. Die ame-
rikanischen Truppen wurden bis auf ein klei-
nes Kontingent alsbald abgezogen. Ebenfalls
befinden sich noch Sicherheitskräfte der kari-
bischen Nachbarstaaten auf der Insel.

Fidel Castro mußte seine Ohnmacht eingeste-
hen; ihm blieb nur der Rückzug auf verbale
Attacken gegenüber den USA Das Leben auf
der Insel normalisierte sich. Am 2. November
1983 gab Generalgouverneur Scoon den Ab-
bruch der diplomatischen Beziehungen zur
Sowjetunion und Libyen bekannt. Die Bezie-
hungen zu Kuba wurden nicht formell abge-
brochen, aber praktisch eingefroren. Aus den
vorgefundenen Dokumenten ergab sich, daß
aus Abkommen mit der Sowjetunion, Kuba
und Nordkorea für die Zeit von 1980 bis 1985
Waffenlieferungen im Werte von 37,8 Mio.
Dollar vorgesehen waren. Große Waffenarse-
nale wurden gefunden. Am 9. November 1983
bildete Scoon eine Interimsregierung. Wah-
len sollen innerhalb eines Jahres stattfinden.
Die USA stellten eine Soforthilfe zur Verfü-
gung sowie weitere Hilfsmaßnahmen in Aus-
sicht.

8. Guyana

Guyana, das am 23. Mai 1966 unabhängig wur-
de, ist ein dünn besiedeltes Land. Die Bevöl-
kerung ist vielschichtig zusammengesetzt
und die ethnischen Unterschiede machen
sich auch in der sozialen und politischen Ord-
nung des Landes bemerkbar. Guyana verfügt
über große Bauxitvorkommen; Zucker und
Reis sind weitere Produkte von wirtschaftli-
cher Bedeutung. Die Wirtschaft liegt darnie-
der. Ursächlich dafür sind nicht nur die nied-
rigen Weltmarktpreise für die Exportpro-
dukte (Bauxit, Zucker, Reis), sondern vor al-
lem die unvorstellbare Mißwirtschaft der Re-
gierung des Präsidenten Forbes S. Burnham.
Mit seiner Partei „People’s National Congress"
(PNC) regiert er seit 1964. Am 17. März 1970
wurde das Land zur „Kooperativen Republik
Guyana" erklärt.

Bei den letzten Wahlen am 15. Dezember
1980 gewann die PNC 53 von 65 Parlaments-
sitzen. Die marxistische und moskauorien-
tierte „People’s Progressive Party" von Ched-
die Jagan erhielt nur zehn Mandate, die
rechtsorientierte „United Force" (UF) bekam
zwei Sitze. Andere Parteien boykottierten die
Wahlen; sie warfen Burnham und seiner PNC
Manipulation, Benachteiligung der Opposi-
tion und Einschüchterung der Bevölkerung
vor. In der Tat konnte Burnham nur durch
eine massive Wahlfälschung an der Macht
bleiben. Am 17. Februar 1981 wurde in Lon-
don der Bericht einer internationalen Parla-
mentariergruppe veröffentlicht, in dem die
Wahlmanipulationen bestätigt wurden. Vor-
her hatte sich Burnham am 6. Oktober 1980
aufgrund einer neuen Verfassung, durch die
ein Präsidialsystem eingeführt wurde, zum er-
sten Präsidenten des Landes proklamieren
lassen. Nach der neuen Verfassung ernennt
der Präsident die Regierungsmitglieder und
kann Gesetze des Parlamentes mit seinem
Veto verhindern. Am 25. Januar 1981 ließ sich
Burnham direkt zum Präsidenten wählen. Die
drittgrößte Partei des Landes, die „Working
People’s Alliance", bekennt sich ebenfalls zum
revolutionären Sozialismus. Die nichtmarxi-
stische Opposition ist schwach. Der Wider-
stand gegen Burnhams Willkürherrschaft
kommt aus einer Solidaritätsverbindung von
Kirchenvertretern und Arbeitern. Burnham
hat sich durch seine autoritäre und antiwest-
liche Politik selbst isoliert. Der Grenzstreit
mit Venezuela dauert fort. Auch Fidel Castro
hat seine Unterstützung versagt.



9. Haiti
Haiti ist mit Abstand das ärmste Land Latein-
amerikas; die Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung sind schier unerträglich. 80% der Be-
schäftigten arbeiten in der Landwirtschaft
(Kaffee). Es gibt eine starke Verflechtung mit
amerikanischen Wirtschaftsinteressen. Kein
Land der Hemisphäre hat derart ungerechte
soziale und wirtschaftliche Verhältnisse. Die
Arbeitslosigkeit liegt bei über 50%, die An-
alphabetenrate bei mehr als 80%. Fast eine
Million Haitianer leben außerhalb ihres Lan-
des. Durch einen Militärputsch im Jahre 1957
kam Francois Duvalier an die Macht. Er er-
richtete ein Terrorregime und vernichtete
jede Opposition. Politische Stabilität konnte
dadurch nicht entstehen. Als der Diktator
1971 starb, folgte ihm sein damals 18 Jahre
alter Sohn Jean-Claude Duvalier als Präsident
auf Lebenszeit. Die „Parti de l’Unit Nationale"
ist eine Staatspartei, die den Interessen der
Dynastie Duvalier dient. Auch wenn sich un-
ter dem gegenwärtigen Präsidenten die Situa-
tion etwas entspannt hat, so herrschen nach
wie vor Willkür und politische Verfolgung.
Die von seinem Vater ins Leben gerufene und
berüchtigte Sicherheitstruppe der „Toutons
Macoutes" wurde zwar formal aufgelöst, exi-
stiert aber tatsächlich unter dem Namen „Vo-
lontaires de la Scurit Nationale" weiter. Das
Regime hat sich auch außenpolitisch isoliert.
Haiti ist das Land, wo durch die sozialen, wirt-
schaftlichen und politischen Verhältnisse die
Gefahr für eine gewaltsame Explosion am
größten ist.

10. Jamaika
Jamaika gehört politisch und wirtschaftlich
zu den größeren Staaten im Karibischen
Raum. Das Land erhielt am 6. August 1962
seine Unabhängigkeit. Eine wenig produktive
Landwirtschaft, eine schwach ausgebildete In-
dustrie und der Tourismus bilden zusammen
mit dem Bergbausektor (Bauxit) die wirt-
schaftliche Grundlage. Die von Michael Man-
ley geführte „People's National Party" (PNP),
die von 1972 bis 1980 regierte, hat das Land
ziemlich herabgewirtschaftet. Dazu trug si-
cher auch die enge Bindung bei, die Manley
mit Kuba einging. Seine sozialistische Politik
führte das Land in eine schwere und dauer-
hafte Krise. Am 30. Oktober 1980 fanden Par-
lamentswahlen statt, die Edward Seaga mit
seiner „Jamaica Labour Party" (JLP) eindeutig
gewann. Die JLP bekam 51 Parlamentssitze,
die PNP nur neun. Das Stimmenverhältnis

war für die Partei Manleys allerdings günsti-
ger als die Sitzverteilung aussagt, sie erhielt
42,6%, die JLP 57,6%. Seaga gewann die Wahl,
weil die Bevölkerung ihm eher eine Lösung
der wirtschaftlichen und sozialen Probleme
zutraute. Er versuchte eine Sanierung der
Wirtschaft, die Tourismusindustrie wurde
wieder stärker gefördert, ausländisches Kapi-
tal angelockt. Der wirtschaftliche Auf-
schwung vollzog sich mühsam, aber doch
spürbar. Das Land wurde wieder kreditwür-
dig. Außenpolitisch setzte Seaga mit dem Ab-
bruch der diplomatischen Beziehungen zu
Kuba ein eindeutiges Zeichen. Die Bindung
an die USA ist wirtschaftlich und politisch
eng. Am 15. Dezember 1983 setzte Seaga vor-
gezogene Parlamentswahlen an. Die PNP boy-
kottierte die Wahlen, weil Seaga eine Abspra-
che über die Neufassung der Wählerlisten
nicht eingehalten habe. Die JLP gewann alle
60 Mandate.

11. St. Kitts-Nevis
Am 19. September 1983 erlangten die beiden
Inseln, die von 50 000 Einwohnern bewohnt
werden, nach 360 Jahren ihre Unabhängig-
keit. Ihre wirtschaftliche Grundlage bilden
Landwirtschaft und Tourismus. Die Auswan-
derungsrate ist hoch, da es an Arbeitsplätzen
mangelt. Die letzten Wahlen vom Februar
1980 gewann das konservative „People’s Ac-
tion Movement" unter Kennedy Simmonds,
der mit der Reformistischen Partei von Nevis
ein Bündnis einging und die seit 30 Jahren
regierende Labour Party ablöste. Am 23. No-
vember 1983 wurde der neue Staat als 158.
Mitglied in die UNO aufgenommen.

12. St. Lucia
Am 22. Februar 1979 wurde die Insel in die
Unabhängigkeit entlassen. Ihre 125 000 Ein-
wohner leben größtenteils von der Landwirt-
schaft und vom Tourismus. Die Arbeitslosen-
quote ist sehr hoch. Im Juli 1979 hatte die
linksorientierte „St. Lucia Labour Party" (SLLP)
die Wahlen gewonnen. Doch alsbald kam es
in der Regierungspartei zu Auseinanderset-
zungen, die Anfang 1981 zum Bruch zwischen
Premierminister Allen Louisy und seinem
Stellvertreter George Odium führten. Odium
gründete daraufhin die „Progressive Labour
Party", die einen sozialistischen Kurs steuert.
Zusammen mit der oppositionellen „United
Workers Party" (UWP) stürzte die PLP die Re-
gierung. Am 3. Mai 1982 kam es zu Neuwah-
len. Die UWP gewann sie mit 14 von 17 Sit-



zen, die SLLP bekam zwei und die prokubani-
sche PLP einen Sitz. Der Führer der UWP,
John Compton, wurde neuer Premierminister.
Er vertritt eine marktwirtschaftlich orien-
tierte Wirtschaftspolitik und befürwortet eine
engere Beziehung zu den USA.

13. St. Vincent und Grenadines

Auf der Inselgruppe, zu den neben der Haupt-
insel St. Vincent auch ein Teil der Grenadi-
nen (Bequia, Mustique, Canouan, Union Is-
lands u. a.) gehören, leben rd. 100 000 Men-
schen. Der Staat erlangte am 27. Oktober 1979
die Unabhängigkeit. Die Landwirtschaft ist
nach wie vor die wirtschaftliche Basis, weil
der Tourismus noch nicht ausgebaut ist. Die
Arbeitslosigkeit ist auch hier groß. Streiks ha-
ben die sozialen Konflikte in den letzten Jah-
ren verstärkt. Bei den letzten Wahlen am
5. Dezember 1979 gewann die konservative
„St. Vincent Labour Party" unter Premiermini-
ster Milton Cato elf von 13 Sitzen im Parla-
ment. Zwei gingen an die „New Democratic
Party", geführt von dem früheren Premiermi-
nister James Mitchell.

14. Surinam

Die Niederlande entließen ihre frühere Kolo-
nie Surinam am 25. November 1975 in die Un-
abhängigkeit. Das Land ist fünfmal größer als
die Niederlande, wird aber nur von 410 000
Menschen bewohnt. Bauxit, Aluminium und
Reis sind die wichtigsten Produkte und Vor-
kommen, über die Surinam verfügt. Die Ab-
wanderung der Bevölkerung, die durch starke
Rassenunterschiede gekennzeichnet ist, in
die Niederlande war in den letzten Jahren
beträchtlich. Arbeitsplätze fehlen, die sozia-
len Spannungen nehmen zu. Am 25. Februar
1980 wurde die gewählte Regierung des Mini-
sterpräsidenten Henck Arron von jungen Of-
fizieren durch einen Putsch gestürzt. Etwa die
Hälfte der 800 Mann starken Armee stand
hinter dem Putsch. Die Entwicklung nach
dem Putsch war unübersichtlich. Mehrere Ge-
genputsche wurden unternommen, blieben je-
doch erfolglos. Im Februar 1982 übernahm ein
Militärrat die Macht. Desi Bouterse, der Vor-
sitzende des Militärrates, erwies sich als der
starke Mann. Seine Widersacher ließ er liqui-
dieren. Die Linksorientierung des Militärra-
tes war unverkennbar. Nach Streiks, die im
letzten Jahresdrittel als Protest gegen den
Militärrat organisiert wurden, holte Bouterse
zu einem brutalen Schlag gegen die Opposi-
tion aus. Am 8. Dezember 1982 wurden 15 füh-

rende Oppositionelle verhaftet und im Ge-
fängnis erschossen. Nach diesen Säuberungen
setzte sich eine kubafreundliche Linie durch.
Bouterse selbst scheint ein unberechenbarer
Mann zu sein, der über keine klaren politi-
schen Vorstellungen verfügt. Seine antiwest-
liche Einstellung wurde allerdings deutlich.
Kubaner halfen bei der Ausbildung der
Volksmiliz. Die Ereignisse in Grenada veran-
laßten Oberstleutnant Bouterse, am 25. Okto-
ber 1983 den kubanischen Botschafter und
das Botschaftspersonal zum Verlassen des
Landes aufzufordern. Bouterse hatte offen-
sichtlich den Eindruck gewonnen, daß Kuba
sich zu sehr in die inneren Angelegenheiten
des Landes eingemischt habe. Ob damit aller-
dings ein Wandel der außenpolitischen Rich-
tung verbunden ist, scheint zweifelhaft.

15. Trinidad und Tobago

Am 31. August 1962 wurde das Land unabhän-
gig. Durch eine neue Verfassung ist Trinidad
und Tobago seit dem 1. August 1976 eine par-
lamentarische Republik innerhalb des Com-
monwealth. Größter Wirtschaftszweig ist die
Erdölproduktion. Dieser Bereich macht auch
den Großteil der Exporte aus. Inzwischen
wird eigenes und importiertes Erdöl im Lande
verarbeitet. Beträchtlich sind auch die Erd-
gasvorkommen. Die Industrie erlangt zuneh-
mend größere Bedeutung. Von 1956 bis zum
Tode von Dr. Eric Williams am 29. März 1981
wurde das Land von diesem und seinem
„People's National Movement" (PNM) regiert.
Für die beiden Inseln war das ein Glücksfall.
Nach dem Tode von Williams übernahm
George Chambers die Regierungsverantwor-
tung. Am 9. November 1981 gewann er mit
PNM die Wahlen und erhielt 26 von 36 Sit-
zen. Die drei in der „National Alliance" zu-
sammengeschlossenen Oppositionsparteien
errangen acht und der „Congress of Democra-
tic Action" zwei Sitze. Chambers vertritt eine
gemäßigte Politik.

16. Abhängige Gebiete
Von Großbritannien noch nicht unabhängig
sind Anguilla (88 qkm, 6 500 Einwohner), eine
Insel, die am 19. Dezember 1980 aus der Bin-
dung an die Inselgruppe St. Kitts-Nevis ent-
lassen und zu einer selbständigen Einheit un-
ter britischer Kontrolle wurde, Montserrat
(106 qkm, 12 073 Einwohner), die Cayman-Is-
lands (259 qkm, 17 000 Einwohner), die Turks-
und Caicos-Islands (430 qkm, 7 436 Einwoh-
ner) sowie die Virgin-Islands (153 qkm, 11 500



Einwohner). Wirtschaftlich ragen die Cay-
man-Islands, die als Steuerparadies ausgebaut
wurden (411 Banken und 343 Versicherungs-
gesellschaften), hervor. Auf allen Inseln gibt
es Bestrebungen für eine Unabhängigkeit,
doch haben diese in den letzten Jahren an
Bedeutung verloren.
Zu den französischen Territorien in der Kari-
bik gehören die als Überseedepartements
geführten Inseln Guadeloupe (1 779 qkm,
328 400 Einwohner) und Martinique (1102
qkm, 326 536 Einwohner). Hinzu kommt auf
dem südamerikanischen Festland das Über-
seedepartement Guyane Francaise (90 000
qkm, 74 000 Einwohner). Auf den beiden In-
seln leben vornehmlich Schwarze und Mulat-
ten. Die Landwirtschaft (Zucker, Bananen)
stellt die wirtschaftliche Grundlage dar. Weil
hier die französischen Sozialgesetze und Min-
destlöhne gelten, befinden sich die Einwoh-
ner gegenüber denen der anderen Inseln im
Vorteil. Die eigenen Einnahmen würden den
relativ hohen Lebensstandard der Bevölke-
rung nicht erlauben. Dennoch gibt es Ansätze
für eine Unabhängigkeitsbewegung. Die über-
wiegende Mehrheit der Bevölkerung tritt
zwar für das Fortbestehen des jetzigen Status
ein, aber radikale Minderheiten versuchen,
die arbeitslose Jugend gegen das Mutterland
aufzuwiegeln. Sowohl die kommunistischen
Parteien auf beiden Inseln als auch der radi-
kale linke Flügel der „Progressiven Partei von
Martinique" unterhalten enge Kontakte zu
Kuba. Für die europäische Raumfahrt hat Gu-
yane große Bedeutung, weil die Europäer hier
ihr Raumfahrtzentrum eingerichtet haben.
Die Bevölkerung besteht zu 60% aus Afrika-
nern und Mulatten, zu 40% aus Weißen, Indi-
anern und Chinesen. Die Arbeitslosigkeit ist
hoch und erreicht mehr als 30%. Bei den letz-
ten Regionalwahlen am 20. Februar 1983 ge-
wann die „Parti Socialiste Guayanais" 42% der
Stimmen, die moderatere R. P. R. und U. D. F.
35,4%, die „LUnion des Travailleurs" 11,2 %

Die niederländischen Antillen umfassen die
Inseln Aruba (193 qkm, 66 500 Einwohner), Bo-
naire (288 qkm, 9 061 Einwohner) Curacao
(444 qkm, 162 362 Einwohner), Saba (13 qkm,
1 008 Einwohner), St. Eustatius (21 qkm, 1 344
Einwohner) und einen Teil von St. Maarten
(34 qkm, 14 762 Einwohner). Curacao und
Aruba sind wirtschaftlich wegen des bedeu-
tenden Hafens und der erdölverarbeitenden
Industrie wichtig. Seit 1954 besitzen die In-
seln innerhalb des Königreichs der Nieder-
lande ihre Autonomie. Die niederländische
Regierung ist bereit, den Inseln ihre Unab-

hängigkeit zu gewähren, wenn sie das wün-
schen. In einem Referendum sprach sich
Aruba 1977 für die Unabhängigkeit aus, da es
die Vorherrschaft von Curacao nicht ertragen
will. Am 28. Oktober 1981 wurde vereinbart,
die Insel 1996 in die Unabhängigkeit zu ent-
lassen.
Zu den Gebieten, die von den USA abhängig
sind, zählen Puerto Rico, die Virgin-Islands
(344 qkm, 96 000 Einwohner mit den Insel St.
Croix und St. Thomas) und das auf kubani-
schem Gebiet gelegene Pachtgebiet Guantä-
namo Bay (111,9 qkm), ebenso die Insel Na-
vassa (5 qkm), die nicht zum Pachtgebiet ge-
hört und von Kuba beansprucht wird. Puerto
Rico gehört seit dem spanisch-amerikani-
schen Krieg von 1898 zu den USA. Die Insel
besitzt eine beschränkte Autonomie („El
Estado Libre y Asociado de Puerto Rico"). Au-
ßenpolitik, Verteidigung, Telekommunika-
tion, Luftfahrt und Postverkehr, Zoll und Ein-
wanderung werden von den USA wahrge-
nommen. Die Bürger der Insel sind amerika-
nische Staatsangehörige. Wirtschaftlich profi-
tiert das Land von der engen Bindung an das
amerikanische Mutterland, doch spielt die
Frage der staatlichen Zugehörigkeit eine
wichtige Rolle. Hinsichtlich der Frage, ob die
Insel unabhängig oder 51. Bundesstaat der
USA werden soll, hat die große Mehrheit der
Bevölkerung sich für den gegenwärtigen Sta-
tus ausgesprochen. Die letzten Gouverneurs-
wahlen vom 4. November 1980 gewann Carlos
Romero Barcelo. Seine Partei „Partido Nuevo
Progresista" erreichte schließlich einen knap-
pen Vorsprung, nachdem es im Wahlkampf zu
heftigen und gewaltsamen Auseinanderset-
zungen gekommen war. Die starke Opposi-
tion wird von dem früheren Gouverneur Ra-
fael Hernandez und seiner „Partido Populär
Democrätico" geführt. Die politisch kleine
„Partido Socialista Puertoriquefio" vertritt ein
unabhängiges sozialistisches Modell mit gu-
ten Kontakten zu Kuba und Moskau. Die von
den USA auf kubanischem Territorium unter-
haltene Militärbasis Guantänamo beruht auf
zwei Abkommen aus den Jahren 1903 und
1934. Für einen unbestimmten Zeitraum hat
Kuba den USA dieses Gebiet („complete juris-
diction and control") übertragen. Für Fidel
Castro ist dies ein schwer erträglicher Zu-
stand. Die Amerikaner lehnen alle Verhand-
lungen darüber bisher ab.

17. Regionale Zusammenarbeit

Größe und wirtschaftliche Probleme sowie
gemeinsame koloniale Vergangenheit der



meisten Inselstaaten haben kein starkes Ge-
fühl der Verbundenheit hinterlassen. Indivi-
dualismus und Eigenständigkeit sind stärker
ausgeprägt. Dies sind keine guten Vorausset-
zungen für eine Integrationspolitik, für die es
Ansätze gegeben hat. 1958 versuchte die briti-
sche Regierung mit der Gründung der „West
Indies' Federation" die ehemaligen Kolonial-
gebiete zu einem Staatsgebilde zu vereinigen.
Der Versuch war erfolglos, da Jamaika 1962
austrat und auch Trinidad & Tobago die Föde-
ration verließ. 1968 wurde ein neuer Versuch
unternommen. Dieses Mal einigte man sich
auf die „Caribbean Free Trade Area" (CARIF-
TA). Barbados, Guyana, Jamaika und Trinidad
& Tobago unterzeichneten ein entsprechen-
des Abkommen, dem Antigua, Dominica, Gre-
nada, Montserrat, St. Kitts-Nevis, Anguilla, St.
Lucia, St. Vincent und Belize beitraten. Die
Ergebnisse dieser Freihandelspolitik waren
nicht überzeugend, doch wurden die Bemü-
hungen um eine regionale Integration den-
noch fortgesetzt. Am 4. Juli 1973 gründeten
Barbados, Guyana, Jamaika und Trinidad &
Tobago den „Caribbean Common Market"
(CARICOM). Nach und nach traten alle Mit-
gliedsländer der CARIFTA bei. Nach dem
Vertrag soll eine wirtschaftliche Integration
durch die Schaffung eines gemeinsamen
Marktes, eine praktische Zusammenarbeit in
bestimmten Bereichen (Schiffahrt, Gesund-
heit, Erziehung u. a.) sowie eine Koordination
der Außenpolitik erreicht werden. Einige in-
stitutioneile Einrichtungen wurden bisher ge-
schaffen. Doch die Schwierigkeiten der Zu-
sammenarbeit sind unverkennbar. Die Unter-
schiede in den Mitgliedsländern sind, was
Raum, Bevölkerung und wirtschaftliches Lei-
stungsvermögen anbetrifft, beträchtlich. Poli-

tische Schwierigkeiten kamen durch die Ent-
wicklung in Guyana und Grenada (seit 1979)
hinzu. Vom 16. bis 18. November 1982 trafen
sich die Regierungschefs der Mitgliedsländer
nach sieben Jahren zu der dritten CARI-
COM-Konferenz. Unverkennbar war der Ge-
gensatz zwischen der Mehrheit der Mitglieds-
länder und den sozialistischen Vorstellungen
verbundenen Regierungschefs von Grenada
und Guyana. Ob eine politische Integration
überhaupt sinnvoll oder möglich ist, kann be-
zweifelt werden. Ein zumindest beachtens-
werter Schritt in diese Richtung ist das am
5. Juli 1981 in Kraft getretene Abkommen
über die Gründung der „Organization of East-
ern Caribbean States" (OECS). Antigua und
Barbuda, Dominica, Grenada, St. Vincent, St. 
Lucia, St. Kitts-Nevis und Montserrat haben
sich zusammengeschlossen, um gemeinsame
Fragen der Wirtschaft, Außenpolitik, Vertei-
digung und Sicherheit zu entscheiden. Seit
1982 besteht zwischen Barbados und den
OECS-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von
Grenada ein Verteidigungsabkommen. Darin
ist die Schaffung einer gemeinsamen Küsten-
wacht und der gegenseitige Beistand im Falle
der Bedrohung der inneren Sicherheit der
Mitgliedsländer vorgesehen. Am 21. Oktober
1983 ergriffen die Regierungschefs von Barba-
dos (Tom Adams) und Dominica (Eugenia
Charles) die Initiative und beschlossen die In-
vasion der Insel Grenada. Nach dem Sturz der
marxistischen Regierung in Grenada sollen
die Sicherheitsstreitkräfte verstärkt werden.
Seit Dezember 1983 werden mit amerikani-
scher Hilfe Polizisten und Soldaten ausgebil-
det. Die Pläne über eine regionale Armee
werden weiterverfolgt.

IV. Der Karibische Raum und die internationale Politik

1. Die Karibik im Ost-West-Konflikt

Die internationale Politik hat durch die so-
wjetische Besetzung Afghanistans und durch
den Regierungsantritt des amerikanischen
Präsidenten Reagan ein neues Muster bekom-
men. Die USA sind von einer komplexen
Schau der internationalen Politik zu einer
Globalstrategie übergegangen, die den prinzi-
piellen Konfliktcharakter zwischen den bei-
den Führungsmächten Sowjetunion und USA
wieder in den Vordergrund rückt. Die Welt
ist damit wieder zu einer einzigen strategi-

schen Bühne geworden, auf der die Auseinan-
dersetzung mit der Sowjetunion auf der Basis
militärischer und politischer Stärke geführt
wird. Gemeinsame Vereinbarungen werden
vom Wohlverhalten der Sowjetunion abhän-
gig gemacht.
Diese außenpolitische Neuorientierung wird
in den USA getragen von einem Nationalis-
mus, der das Verlangen der Amerikaner zum
Ausdruck bringt, Stolz und Prestige Amerikas
wiederherzustellen, den Willen bekundet, er-
littene Demütigungen zu beenden und erneut



die weltpolitische Führungsrolle zu überneh-
men. In den USA beruht dieser Nationalismus
auf einem neue Wertpatriotismus, der Risiko-
bereitschaft zu einem wichtigen Element des
politischen Handelns macht. Dies ist ein
neues Muster, das die amerikanische Politik
nach innen und außen bestimmt8).

Die sowjetische Außenpolitik ist aus ideologi-
schen und machtpolitischen Gründen prinzi-
piell expansiv. Sie muß im Rahmen einer Glo-
balstrategie gesehen werden, die von sowjeti-
scher Seite mit einer kontinuierlichen Aufrü-
stung in den letzten zwanzig Jahren militä-
risch abgestützt wurde. Auf dieser Basis ver-
sucht die Sowjetunion ihren Einfluß weltweit
auszudehnen. Die taktischen Mittel dieser Po-
litik ändern sich unter dem Begriff der „fried-
lichen Koexistenz" ständig, nicht dagegen
ihre strategischen Ziele.

Die Sowjetunion hat im Rahmen ihrer Global-
strategie die Karibik und Zentralamerika zu
einem neuen Kampffeld ihrer Expansionspoli-
tik ausgewählt. Über den Satelliten Kuba ver-
sucht sie, das politische Gleichgewicht einsei-
tig zu ihren Gunsten zu verändern, nunmehr
unmittelbar in einem Gebiet, das zu den tradi-
tionellen Einflußsphären der USA gehört. Die
sowjetische Unterstützung Kubas, Nicaraguas
und marxistisch- und moskauorientierter
Guerillabewegungen in Zentralamerika (El
Salvador, Guatemala, Honduras, neuerdings
auch Costa Rica und Panama) verfolgt das
Ziel, die amerikanische Position in dieser
empfindlichen Zone zu schwächen.

Die Unterstützung der illegalen Gruppen er-
folgt nicht direkt durch die Sowjetunion; sie
zieht es vor, Unterstützung und Hilfe über
Stellvertreter zu leisten. In der Karibik ge-
schieht das hauptsächlich über Kuba. Osteu-
ropäische Länder (Bulgarien, Tschechoslowa-
kei) sowie Kuba sorgen für Ausbildung, Fi-
nanzierung und Versorgung der revolutionä-
ren Gruppen. Dreh- und Angelpunkt all die-
ser Maßnahmen ist die KGB-Zentrale in Mos-
kau. Sie plant und trägt die internationalen
Subversionen unter Einsatz aller Mittel, die
Erfolg versprechen.

2. Der kubanische Einfluß
Seit 1959 ist Kuba ein sozialistisches Land,
regiert von der „Partido Communista de Cuba"
(PCC), die das Land totalitär beherrscht. Die
Veränderungen, die es seit 1959 im Land ge-
geben hat, sind beachtlich. Fidel Castro und
seine Mitkämpfer haben 1959 erfolgreich ge-
gen eine verhaßte Diktatur gekämpft. Sie ha-
ben damit nicht nur ein Regime gestürzt, son-
dern auch, was bis heute nachwirkt, den Ein-
fluß der in der Region mächtigen Vereinigten
Staaten beendet. Castro wandte sich konse-
quent dem Kommunismus und der Sowjet-
union zu. Nur mit ihrer Hilfe, durch eine so-
wjetisch unterstützte Militarisierung des Lan-
des, konnte und kann er seine Macht verteidi-
gen. Kuba ist nach Brasilien die stärkste Mili-
tärmacht in Lateinamerika9). Die stark be-
kämpfte Abhängigkeit von amerikanischen
Interessen und Einflüssen wurde ersetzt
durch eine wesentlich spürbarere Abhängig-
keit und Fremdbestimmung durch die Sowjet-
union. Damit verbunden war eine Isolierung
und Blockade durch die USA. Castro und
seine noch wenigen Mitarbeiter aus der Zeit
der Guerilla (1953—1959) empfinden eine na-
türliche Solidarität mit anderen Guerilla-
kämpfern. Die mißlungene Invasion in der
Schweinebucht im Jahre 1961, die Raketen-
krise von 1962 und die Ereignisse um Gre-
nada im Oktober 1983 sind Erfahrungen, die
die kubanische Politik bestimmen. Eine als
permanent empfundene Bedrohung durch die
USA verbindet sich mit dem Unbehagen, daß
Kuba irgendwann im Kräftespiel der beiden
Großmächte geopfert werden könnte.
Im Lande selbst ist einiges erreicht worden , ).
Die Lebensverhältnisse für die Menschen
sind zwar bescheiden, es gibt aber keinen

10

Hunger und keine Armut. Die Gesundheits-
fürsorge ist umfassend und kostenlos. Das Bil-
dungsniveau wurde angehoben und das Bil-
dungssystem erreicht alle Kubaner. 1981 be-
suchten 3,2 Mio. von ,7 Mio. Einwohnern die
Schulen und

9

Universitäten. Die wirtschaftli-
che Lage ist nicht gut, aber die Bevölkerung
wird mit den für die wichtigsten Lebensbe-
dürfnisse erforderlichen Gütern versorgt. Die
Versorgung der Funktionärsschicht, die über
Privilegien verfügt, ist wesentlich besser,
doch halten sich Korruption und Mißbrauch
in Grenzen. 80% der Devisen Kubas kommen



aus dem Zuckerexport, für den die Sowjet-
union weit über dem Weltmarktniveau lie-
gende Preise zahlt. 1983 sank Kubas Zucker-
produktion gegenüber 1982 um mehr als 10%.
Auch die Schuldenlast mit 3,5 Mrd. $ gegen-
über westlichen Banken drückt schwer. Die
Schulden gegenüber dem Ostblock sind in ih-
rer Höhe noch nicht bekannt, mit Ausnahme
der Verpflichtungen gegenüber der Sowjet-
union, die 8,8 Mrd. $ betragen. Da Kuba sich
in totaler Abhängigkeit von sowjetischer
Hilfe befindet — 1982 stellte die Sowjetunion
gewiß nicht ohne eigene Interessen Kuba täg-
lich 11— Mio. $12 zur Verfügung —, scheinen
dessen Zukunftsaussichten keineswegs gün-
stig.
Nach außen hin hat sich Kuba als der Anstif-
ter und Förderer von Revolutionen betätigt ).
1975 und 1976 engagierte es sich in Afrika
und schickte fast 36 000
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Soldaten nach Ango-
la. In Äthiopien waren 1977 mehr als 17 000
kubanische Soldaten im Einsatz. Kubanische
Militär- und Sicherheitsberater sind in mehr
als einem Dutzend afrikanischer und asiati-
scher Staaten tätig. Seit 1979 wurde die Hilfe
auf Nicaragua und Grenada konzentriert und
subversive Tätigkeiten in ganz Lateinamerika
fanden stärkere kubanische Unterstützung.
Im Rahmen der Strategie der politischen De-
stabilisierung wurde in der Karibik und in
Zentralamerika’ eine neue Zone regionaler
Konflikte eröffnet. Dabei geht es um zwei
Dinge: Zum einen erfolgt eine direkte Unter-
stützung der Guerilla in Guatemala, El Salva-
dor, Honduras und Costa Rica durch Ausbil-
dung und Waffenlieferung, zum anderen die-
nen El Salvador und neuerdings auch Hondu-
ras als bündelndes Magnetfeld für eine hef-
tige antiamerikanische Meinungsströmung.
Heimliche Wühlarbeit und gezielte Propa-
ganda sollen eine Stimmung gegen die USA
erzeugen. Das ideologische Konzept dieser
Politik begründet Carlos Rafael Rodriguez,
Mitglied des Politbüros und des Sekretariats
des Zentralkomitees der Kommunistischen
Partei Kubas, folgendermaßen: „Kuba hat die
Pflicht und wird sie immer haben, den prole-
tarischen revolutionären Internationalismus

ausüben. Das ist einer seiner entscheidenden
Beiträge zum historischen Sieg des Sozialis-
mus über den Kapitalismus. Das ist nicht nur
ein Akt der Identifikation oder Sympathie.
Es handelt sich auch um eine mit unserer
ganzen strategischen Konzeption verbundene
Pflicht."12)
Fidel Castro hat diese Zielrichtung in seinem
Bericht auf dem zweiten Kongreß der Kom-
munistischen Partei Kubas im Jahre 1980 be-
kräftigt. Der Sieg der Sandinistas hat die Ku-
baner offenbar überzeugt, daß nur die Unter-
stützung des bewaffneten Kampfes zur Macht
führe — eine alte These Castros, die er schon
in den sechziger Jahren vertreten hatte.
Die seit 1980 mit allen Mitteln in Nicaragua
vorangetriebene Militarisierung hat zu einer
neuen Bedrohung in der Region geführt. Die
Aufrüstung Nicaraguas erfolgt parallel zu ei-
ner erheblichen Steigerung der sowjetischen
Waffenlieferungen nach Kuba. In Nicaragua
stehen gegenwärtig 22 000 Soldaten unter
Waffen, 100 000 Mann in Reservebataillonen,
ergänzt durch 150 000 Milizionäre. Nicht mit-
gerechnet sind die stark angestiegenen Poli-
zeieinheiten. Auch die Zahl der ausländi-
schen Berater ist beträchtlich. 6 000 Kubaner
arbeiten in Schlüsselpositionen, davon 1 800
im Militär- und Sicherheitswesen, ferner 300
aus der DDR, 80 Bulgaren, 30 Nordkoreaner
und 15 PLO-Experten. Die Zahl der sowjeti-
schen Berater ist nicht bekannt.
Fidel Castro verfolgt das Ziel, all jene Grup-
pen, die sich zum revolutionären Kampf ent-
schlossen haben, mit Waffen, Geld, Schulung
und Propaganda zu unterstützen. Doch zu Be-
ginn des Jahres 1984 sieht die Bilanz für ihn
eher düster aus. Das kubanische Modell hat
seinen Reiz verloren, vor allem in den Län-
dern, in denen ähnliche Versuche klägliche
Ergebnisse mit sich gebracht haben (Jamaika,
Grenada, Guyana, Surinam). Zudem hat die
Machtdemonstration Präsident Reagans in
Grenada im Oktober 1983 die Rolle Castros
als möglichen Beschützer revolutionärer Be-
wegungen und Regierungen im Karibischen
Raum entwertet.



V. Die USA und die Karibik

Die Beziehungen der USA zu den Ländern im
Karibischen Raum sind sehr komplex, wobei
auf die historische Entwicklung des Verhält-
nisses hier nicht eingegangen werden kann.
Bedeutsam ist, daß die amerikanische Politik
gegenüber den Ländern im Karibischen
Raum, die auch indirekte Interventionen
nicht scheute (Kuba, Dominikanische Repu-
blik), ihren Teil dazu beigetragen hat, die USA
als eine nicht besonders akzeptierte Macht zu
empfinden. Soweit der Antiamerikanismus
nicht bloß als propagandistisches Schlagwort
benutzt wird, ist der Vorbehalt der Völker der
karibischen Länder gegen die und zugleich
der Respekt vor den Amerikanern nicht mit
diesem Begriff zu erfassen. Die Probleme sind
vielschichtiger und verdienen eine differen-
ziertere Betrachtungsweise, für die allerdings
hier kein Raum bleibt.
Die Grundprinzipien der amerikanischen Po-
litik in der Karibik lassen sich in vier Stich-
worten zusammenfassen: Demokratie, Selbst-
bestimmung, wirtschaftliche Entwicklung und
gemeinsame Sicherheit. Während die USA
früher die Sicherheit in ihrer eigenen He-
misphäre als selbstverständlich hinnehmen
konnten, hat sich diese Situation durch die
Machtübernahme Fidel Castros in Kuba 1959
und durch die Entwicklung in Zentralamerika
seit 1979 verändert. Besonders schmerzhaft
müssen die Amerikaner eine solche Verände-
rung vor ihrer eigenen Haustür empfinden. Es
wäre falsch, wollte man den sicherheitspoliti-
schen Aspekt der amerikanischen Politik ge-
genüber dem Karibischen Raum als aus-
schließliches Prinzip in den Vordergrund stel-
len. Allerdings können nur durch die Gewäh-
rung einer sicherheitspolitischen Garantie
die beiden anderen Grundsätze der amerika-
nischen Politik gegenüber der Karibik und
Mittelamerika, nämlich a) die demokratische
Selbstbestimmung und b) die wirtschaftliche
und soziale Entwicklung zu fördern, durchge-
setzt werden.
Unbestritten ist auch, daß es ökonomische
und militärische Interessen der Amerikaner
gibt. In Krisenzeiten kommen 50 % des ameri-
kanischen Nachschubs für die NATO aus Hä-
fen, die im Golf von Mexiko liegen. Eine
ernsthafte Bedrohung der amerikanischen
Schiffahrtsrouten durch die Karibik hätte
Konsequenzen für die Bündnisverpflichtun-
gen der USA innerhalb der NATO. Die Si-
cherheit des Panama-Kanals hat ebenfalls

strategische Bedeutung. Während 1970 sowje-
tische Schiffe nur rd. 200 Schiffstage im Süd-
atlantik operierten, waren es 1980 bereits
2 600 Schiffstage. Die Sowjets haben einen
2:1-Vorteil, was die Unterseeboote anbetrifft.
Sie können auf Kuba operieren und von dort
Luftsicherung betreiben. Kuba ist eine Basis,
von der aus alle karibischen Seewege, die
durch vier Knotenpunkte führen, gut über
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-
wacht werden können. In der Nähe von Ha-
vanna haben die Sowjets die größte außerhalb
der Sowjetunion installierte elektronische
Überwachungsanlage eingerichtet, die es ih-
nen erlaubt, den Schiffsverkehr in diesem
Raum zu überwachen. Die kubanische Mili-
tärstärke ist größer, als für Verteidigungs-
zwecke notwendig ist. Das Heer verfügt über
225 000 Soldaten, die Marine über 11 000 und
die Luftstreitkräfte über 16 000. 2,3 % der ku-
banischen Bevölkerung dienen in den Streit-
kräften. Der sowjetische Einfluß in Kuba ist
nicht zu unterschätzen. Eine 2 600 bis 3 000 
Mann starke Brigade ist in der Nähe von Ha-
vanna stationiert. Es gibt weiter 6 000—8 000 
Zivil- und rd. 2 000 sowjetische Militärberater
in Kuba. Die sowjetische Waffenhilfe für
Kuba hat seit 1960 2,5 Mrd. US-Dollar er-
reicht. 1981 haben die Sowjets dreimal mehr
Militärausrüstungen nach Kuba geliefert als
im Jahre 1980. Sie nutzen Kuba und Nicara-
gua, um die Guerilleros in der Karibik und in
Mittelamerika mit Waffen zu beliefern. Der
politische Einfluß der Sowjetunion in Kuba
wird vornehmlich über die massive wirt-
schaftliche Hilfe, über die Anwesenheit der
zahlreichen sowjetischen Berater und durch
die ständigen sowjetisch-kubanischen Kon-
sultationen gesichert13).

Auch die wirtschaftlichen Interessen der USA
und der Mehrheit der Länder im Karibischen
Raum müssen gesehen werden. 54% aller aus-
ländischen Tonnagen und 45% des Rohöls für
die USA passieren die Seewege in der Kari-
bik. Die zukünftige Erdölversorgung ist für
die Amerikaner ein besonders wichtiges An-



liegen, wobei die mexikanischen Erdölvor-
kommen für die amerikanische Energiever-
sorgung eine große Rolle spielen. Auch sind
der amerikanische Markt für den Export der
karibischen Produkte unersetzlich und die
amerikanischen Rohstoffimporte aus dem ka-
ribischen Becken von allergrößtem Interesse.
Mexiko ist nach Kanada der zweitgrößte Lie-
ferant von Silber, Zink, Gips, Quecksilber,
Antimon, Wismut, Barium und Blei. Vene-
zuela stellt 28% der amerikanischen Eisenerz-
importe, 23% seiner Erdölprodukte und 8%
seines Rohöls. Fast 50% des amerikanischen
Bauxitbedarfs kommen aus Jamaika. Das Ca-
ribbean Basin ist der viertgrößte Auslands-
markt für amerikanische Produkte. Mehr als
8% der amerikanischen Auslandsinvestitio-
nen und mehr als 32% der amerikanischen
Investitionen in Entwicklungsländern kon-
zentrieren sich in der Karibik. Darüber hinaus
hat die amerikanische Politik aber längst er-
kannt, daß man die Instabilität in den karibi-
schen und zentralamerikanischen Ländern
nur durch eine vernünftige Reformpolitik lö-
sen kann. Deshalb hat Präsident Reagan am
24. Februar 1982 mit seiner „Caribbean Basin
Initiative" einige Vorschläge für die stärkere
wirtschaftliche Hilfe der USA für diesen

Raum bekanntgegeben14). Das Programm um-
faßt drei Punkte: a) Verbesserung der Han-
delsbedingungen für die Länder im Karibi-
schen Raum, was vornehmlich einen freieren
Zugang zum amerikanischen Markt bedeutet;
b) Verstärkung der Investitionen in den kari-
bischen Ländern; c) finanzielle Hilfen. Erst in
der zweiten Jahreshälfte 1983 hat der ameri-
kanische Kongreß das Programm mit einigen
Änderungen akzeptiert. Eine Beschleunigung
hat sich durch die Ereignisse in Grenada er-
geben. Gebunden ist die Hilfe an die Achtung
der Menschenrechte und die Sicherung des
Eigentums ausländischer Staatsbürger. Das
Programm stellt einen ersten Schritt dar.
Weitere werden folgen müssen, wenn man
vermeiden will, daß die sozialen und politi-
schen Konflikte in der Region zunehmen. Bis
jedoch einmal die Ursachen von Unruhe, Ar-
mut, und Elend beseitigt sind, wird noch ein
langer Weg zurückzulegen sein. Der Karibi-
sche Raum bleibt gewiß für längere Zeit ein
Konfliktfeld in der internationalen Politik.



Hartmut Sangmeister: Wirtschaftswachstum und Grundbedürfnisbefriedi-
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Die Staaten Lateinamerikas haben in den beiden zurückliegenden Entwicklungsdekaden
ein eindrucksvolles wirtschaftliches Wachstum erzielt. Trotz der relativ erfolgreichen
gesamtwirtschaftlichen Wachstumsstrategie dieser Länder ist Massenarmut aber noch
immer ein charakteristisches Merkmal der Region. Spätestens mit der weltwirtschaftli-
chen Rezession seit Beginn der achtziger Jahre ist auch in Lateinamerika die Illusion
verflogen, daß sich der industrielle Wachstumsprozeß als Motor der gesamtwirtschaftli-
chen Modernisierung wie bisher würde fortführen lassen. Als Alternative bietet sich eine
Umorientierung der entwicklungspolitischen Zielvorgabe in Richtung auf eine verstärkte
Grundbedürfnisbefriedigung der Bevölkerung an.
Mit Hilfe eines relativ einfachen Systems grundbedürfnisrelevanter Indikatoren werden
für 22 lateinamerikanische Staaten Defizite in vier materiellen Grundbedürfnisbereichen
vergleichend analysiert. Durch clusteranalytische Auswertung der verfügbaren Daten las-
sen sich fünf recht deutlich voneinander abgegrenzte Ländergruppen in bezug auf die
Grundbedürfnisbefriedigung identifizieren. Ein Vergleich dieser Ländergruppen kommt
zu dem Ergebnis, daß das durchschnittliche Einkommensniveau nicht entscheidend für
die Grundbedürfnisbefriedigung der Bevölkerung ist. Es zeigt sich auch, daß wirtschaftli-
ches Wachstum allein nicht ausreicht, um eine Verbesserung der Grundbedürfnisbefriedi-
gung zu gewährleisten. Zwar ist in den meisten lateinamerikanischen Staaten das notwen-
dige ökonomische Potential vorhanden, um zumindest die absolute Armut zu beseitigen;
ohne grundlegende Korrekturen des bislang praktizierten Entwicklungsstils läßt sich die-
ses Potential aber kaum hinreichend nutzen. Durch die externe Verschuldungskrise vieler
lateinamerikanischer Staaten werden jedoch deren Möglichkeiten zur Korrektur ihrer
sozialen, regionalen und sektoralen Deformationen erheblich eingeschränkt

Gerhard Drekonja-Kornat: Kubas Außenpolitik: Das erneuerte lateinameri-
kanisch-karibische Profil
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/84, S. 25—36

Einleitend wird darauf hingewiesen, daß die Vereinigten Staaten seit diesem Jahrhundert
den großkaribischen Raum als ureigenste Sicherheitszone betrachten. Sowohl die Mon-
roe-Doktrin als auch insbesondere der viel schroffere Roosevelt-Zusatz definierte dafür
die Spielregeln, als deren Kern zu gelten hat, daß extrazonale Akteure aus ihr fernzuhal-
ten sind.

Die kubanische Revolution bricht mit dieser Prämisse, weil Havanna durch diese soziali-
stische Revolution die Sowjetunion in diese Zone hineinholt. Dementsprechend mußte
Kuba die erbitterte Feindschaft der Vereinigten Staaten in Kauf nehmen. Daraus wie-
derum lassen sich die Grundmuster kubanischer Außenpolitik ableiten. Infolge der Feind-
seligkeit der USA muß Kuba revolutionäre Verbündete in Lateinamerika, Afrika und
Asien suchen oder durch Revolutionsunterstützung erst schaffen, um dadurch der bedro-
henden Einschnürung seitens der Vereinigten Staaten zu entrinnen.
Daraus entwickelte sich eine kohärente, klare und letztlich sogar transparente Außenpo-
litik Havannas. In den sechziger Jahren versuchte Kuba der ihm auferlegten Isolierung
durch Revolutionsunterstützung in Lateinamerika zu entgehen. Nach dem Scheitern die-
ser Strategie verlagerte Kuba in den siebziger Jahren den Akzent seiner außenpolitischen
Aktivität auf Afrika und wurde im Lager der Blockfreien aktiv.
Gegenüber Lateinamerika wurde auf die traditionelle Diplomatie zurückgegriffen — was
die weitreichende Wiedereingliederung Kubas in die lateinamerikanische Staatenge-
meinschaft bewirkte. Gegenüber der Inselkaribik erprobte Kuba erfolgreich eine offensive
Kulturpolitik. 1979/80, als Nicaragua und Grenada unerwartete Chancen boten, entschloß
sich Kuba zu einer Reaktivierung seiner revolutionsunterstützenden Außenpolitik im
großkaribischen Raum. Infolge der antikommunistischen Containment-Politik der
Reagan-Administration häuften sich dabei für Kuba die Kosten und Risiken, so daß seit
Herbst 1983 deutlich eine Defensivposition der kubanischen Außenpolitik auszumachen
ist.



Josef Thesing: Wandel im karibischen Raum
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 13/84, S. 37—54

Die Länder im Karibischen Raum befinden sich im Umbruch. Ihre wirtschaftlichen, sozia-
len, kulturellen und politischen Probleme, mit denen sie zu kämpfen haben und die Ursa-
che für die Instabilität in dieser Region sind, können nicht losgelöst gesehen werden von
den äußeren Einwirkungen, die sich aus der internationalen Politik ergeben. Hinzu
kommt, daß die Länder in ihrer wirtschaftlichen und politischen Bedeutung unterschied-
lich einzuordnen sind. Trotz der Vielfalt, Widersprüchlichkeit und Eigenartigkeit ist der
Karibische Raum aber unverkennbar ein eigenständiges Gebilde innerhalb Lateinameri-
kas.
Die internationale Bedeutung dieser Region ergibt sich daraus, daß hier unmittelbar die
Interessen der beiden Großmächte aufeinandertreffen. Die Sowjetunion versucht über
Kuba und Nicaragua als Mitspieler von außen sich die innere Unruhe in den Ländern für
ihre strategischen Ziele zunutze zu machen. Damit sind unmittelbar amerikanische
Sicherheitsinteressen berührt. Eine Veränderung könnte längerfristig Auswirkungen auf
das militärische Gleichgewicht in der Welt haben. Die Ereignisse um die Insel Grenada im
Oktober 1983 haben das verdeutlicht.
Längerfristig können die Probleme der Länder, Staaten und Inseln im Karibischen Raum
nur gelöst werden, wenn die Ursachen für die innere Instabilität beseitigt werden. Das
erfordert eine wirtschaftlich und politisch sinnvolle Reformpolitik, die durch eine mit den
USA vereinbarte gemeinsame Sicherheitspolitik abgesichert wird.
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